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Wettbewerb in der öffentlichen Verwaltung ist kein Selbstzweck, sondern ein Instrument der 
Veränderung. Der Wettbewerbsprozess bewirkt die kontinuierliche Anpassung der Produkte 
und Leistungen an die Nachfragestruktur und unterstützt die Durchsetzung von Produkt- und 
Produktionsprozessverbesserungen. Die Orientierung an Kundenbedürfnissen ist kausal mit 
Wettbewerb verbunden.1 
 
Der Wettbewerbsgedanke in der öffentlichen Verwaltung baut auf mehreren theoretischen 
ökonomischen Konzepten auf, wobei besonders die Public-Choice-Theorie, die Agentur-
Theorie und die Transaktionskosten-Theorie zu nennen sind. Public Choice zielt auf eine 
Stärkung der Politik und des Bürgers gegenüber der Verwaltung ab. Dem Bürger sollen neben 
seinem Wahlrecht auch in der Inanspruchnahme von öffentlichen Leistungen unter Nutzung 
marktlicher Bedingungen Optionen eingeräumt werden. Public Choice fand vor allem in den 
USA und in Großbritannien in stark populistischer Form bei der Durchsetzung von 
Verwaltungsreformen mit neo-konservativer Ausprägung Perzeption. Ein weiteres relevantes 
Konzept sind die Transaktionskosten des Wettbewerbs. Nur wenn die gesamten Kosten des 
Ausschreibungsverfahrens und des Fremdbezuges der Leistung billiger sind als die 
Eigenproduktion, ist eine Ausschreibung und Auslagerung an private Anbieter sinnvoll. 
 
Das Vereinigte Königreich wählte einen zentral gesteuerten, radikalen Prozess der 
Wettbewerbseinführung. Die Lokalverwaltung wurde in den Jahren Thatcher als der 
Kostentreiber im öffentlichen Sektor angesehen. Seit Anfang der 80er Jahre waren die 
britischen Lokalverwaltungen verpflichtet, unter der Verpflichtenden Leistungsausschreibung 
(Compulsory Competitive Tendering) beinahe alle ihre öffentlichen Leistungen 
auszuschreiben. Die Zwangspolitik des verordneten Wettbewerbs verschlechterte das 
Verhältnis zwischen zentralstaatlicher und lokaler Verwaltung dauerhaft. 
 
Mit der Einführung des Wettbewerbs waren jedoch auch viele positive Zielsetzungen 
verbunden:2  
 
(1) Reduzierung der Leistungstiefe des öffentlichen Sektors insgesamt; 
(2) Wettbewerb ermöglicht die Bildung eines Marktes und damit die Bildung von 
Marktpreisen für öffentliche Güter und Dienstleistungen; 
(3) Wettbewerb führt zu Kostenreduktionen basierend auf höherer Effizienz und 
Effektivität; 
(4) Wettbewerb bewirkt die Trennung der Leistungserstellung und der Regulierung der 
Qualität der Leistung und fördert damit die Entwicklung von Qualitätsstandards; 
Wettbewerb führt zu höherer Qualität der Leistungen; 
(5) Wettbewerb fördert eine Outputorientierung: im Mittelpunkt steht das Produkt des 
Leistungsprozesses und nicht die Ressourcen, die zu seiner Produktion führen; 




                                                     
1 Vgl. Wegener, Online in Internet URL: http://www.kommunaler-wettbewerb.de/files/702.htm (Stand: 17.06.2003) 
2  Vgl. Wegener, Online in Internet URL: http://www.kommunaler-wettbewerb.de/files/322.htm (Stand: 18.06.2003) 
3  Dies ist ein Charakteristikum der Jahre Thatcher. Sie sah die mächtigen Gewerkschaften und 
Interessensvertretungen als ständigen Hemmschuh für effektive Reformmaßnahmen an. Es gelang ihr während ihrer 
Amtszeit, schrittweise den Einfluss der Gewerkschaften und der Repräsentanten der wichtigsten Berufsgruppen im 
öffentlichen Dienst (Lehrer, Ärzte, Sozialarbeiter, etc.) zu minimieren.  
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1. Grundlagen der Leistungsausschreibung 
 
1.1 Begriffe und Definitionen  
 
Die Leistungsausschreibung ist eine Form des Kontraktmanagements.4 Bei der 
Leistungsausschreibung gilt es zwischen verschiedenen Formen zu unterscheiden: 
 
1.1.1 Leistungsausschreibung unter Wettbewerb - Competitive Tendering  
 
Dieser Begriff kennzeichnet die Ausschreibung einer Leistung durch eine Verwaltung, wobei 
die bisher produzierende Verwaltungsabteilung mit den externen Interessenten mitbieten 
kann. Die ausschreibende Verwaltung wählt den geeigneten Bieter nach zuvor festgelegten 
Kriterien aus.5 Gewinnt die interne Abteilung den Wettbewerb, wird ab dem Zeitpunkt der 
Leistungsausschreibung innerhalb der Verwaltung zwischen dem Auftraggeber und dem 
Auftragnehmer einer Leistung unterschieden. Der Auftraggeber gewährleistet nur mehr die 
Bereitstellung und Finanzierung einer Leistung. Der Auftragnehmer gilt als quasi-
selbständige, operative und gewinnorientierte Unterorganisation mit eigenen 
Managementsystemen. Das Ziel der Leistungsausschreibung ist die Bereitstellung 
kosteneffizienter Leistungen (Value for Money) durch Wettbewerbsbedingungen.6 
 
1.1.2 Auslagerung einer Leistung – Contracting Out 
 
Der Unterschied zur Leistungsausschreibung unter Wettbewerb mit interner Beteiligung ist, 
dass bei Contracting Out von Anfang an gewünscht wird, eine Leistung an Dritte auszulagern. 
Die bisher erstellende interne Verwaltungsabteilung soll nicht mehr zum Zug kommen.7 
Möglich ist aber auch, dass nach einer Leistungsausschreibung unter Wettbewerb eine private 
Organisation den Kontrakt gewinnt. Dann ist Contracting Out die Folge eines Competitive 
Tendering.8 Die Variante einer Leistungsausschreibung mit möglicher anschließender 
Auslagerung (also Leistungsausschreibung unter Wettbewerb und Auslagerung) wird im 
englischsprachigen Raum auch „Competitive Tendering and Contracting“ bezeichnet. 
 
1.1.3 Verpflichtende Leistungsausschreibung - Compulsory Competitive Tendering 
 
Die verpflichtende Leistungsausschreibung ist die "verschärfte" Form der 
Leistungsausschreibung mit Wettbewerbscharakter und fand in den Lokalverwaltungen des 
Vereinigten Königreichs und Victoria/Australien9 Anwendung. Die „Verpflichtung“ bezieht 
                                                     
4  K. Walsh differenziert drei Ausformungen des Kontraktmanagements im öffentlichen Sektor: 
a) interne Kontrakte oder Quasi-Kontrakte innerhalb einer Organisation; 
b) Leistungsausschreibung unter Wettbewerbsbedingungen, wobei die verpflichtende 
Leistungsausschreibung eine Form davon ist; 
c) Contracting Out, wobei nur private Anbieter für die Auslagerung einer Leistung in Frage kommen.  
Vgl. K. Walsh in Almquist, S. 691 
5  Diese Form hat sich vor allem in Australien, Neuseeland, den Niederlanden, Schweden und der zentralstaatlichen 
Verwaltung des Vereinigten Königreichs bewährt. Vgl. NSW Department of Local Government, Competitive 
Tendering Guidelines, S. 5 
6  Vgl. Almquist, S. 692 
7  Der Unterschied zwischen Contracting out und Outsourcing wiederum besteht laut Schedler/Proeller darin, dass 
sich die Verwaltung bei Outsourcing Leistungen zum eigenen Gebrauch beschafft (z.B. Informatikdienste), 
während bei Contracting Out die Leistungen direkt und ohne weitere Verarbeitung durch die Verwaltung an die 
Kunden und Kundinnen abgegeben werden. Vgl. Schedler/Proeller, S. 166f 
8  Vgl. NSW Department of Local Government, Competitive Tendering Guidelines, S. 6 
9  Die Lokalverwaltung des australischen Bundesstaates Victoria wurde 1994 unter einer liberalen Regierung zur 
Ausschreibung verpflichtet, allerdings unter lockereren gesetzlichen Rahmenbedingungen als im Vereinigten 
Königreich. In Victoria wurden die auszuschreibenden Bereiche nicht gesetzlich aufgelistet, sondern das 
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sich dabei auf den Zwang zur Ausschreibung (als Wettbewerbssurrogat), nicht jedoch auf die 
unbedingte Auslagerung einer Leistung, denn diese ist nur in jenen Fällen durchzuführen, in 
denen die privaten Bieter günstiger sind.10 Die verpflichtende Leistungsausschreibung war im 
Vereinigten Königreich für festgelegte Bereiche gesetzlich zwingend verankert und wurde 
über detaillierte Regulierungen auf zentralstaatlicher Ebene gesteuert.11  
 
1.2 Formen von Kontrakten 
 
Wird die Erstellung von öffentlichen Gütern oder Leistungen an externe Anbieter vergeben, 
kommt prinzipiell ein Kontrakt im privatrechtlichen Sinne zur Anwendung. Ein Kontrakt ist 
„…eine Vereinbarung, die rechtlich durchsetzbar ist oder eine rechtlich anerkannte 
Verpflichtung schafft“.12 Die Charakteristiken eines Kontraktes sind somit: 
 
(1) Ein Versprechen oder eine Vereinbarung mit 
(2) der Verpflichtung, die Vereinbarung einzuhalten; 
(3) Ein Ausgleich in den getauschten Gütern oder Leistungen kommt zustande.13 
 
Kontrakte mit den Charakteristiken (1) – (3) sind üblicherweise als Teil des 
Obligationenrechts im Privatrecht eines betreffenden Landes geregelt. Vertragsrecht ist somit 
niemals Öffentliches Recht.14 Der öffentliche Sektor ist jedoch durch Bestimmungen des 
Öffentlichen Rechts oder des Verwaltungsrechts geregelt. Für Verwaltungen, die zunehmend 
Kontraktmanagement einsetzen, ergeben sich daher folgende Implikationen: 
 
(1) Die Verwaltung als Auftraggeber/Vergabestelle für Kontrakte kann nicht mehr 
verlangen, als die Bestimmungen im Kontrakt gestatten. Kontraktlücken können nicht 
mittels Weisungen ausgefüllt werden, wie es ansonsten im Wege informeller 
Regelungen üblich ist. 
(2) Die Verwaltung ist genauso an die Bestimmungen des Kontrakts gebunden, wie jede 
Privatperson, die einen Kontrakt abschließt. Wenn ein Problem bezüglich der 
Leistungserfüllung auftritt, muss sich die Verwaltung so wie jede Privatperson einem 
gerichtlichen Verfahren unterziehen. 
(3) Die Verwaltung kann bei Nichterfüllung oder schlechter Leistung eines 
Kontraktnehmers von diesem nicht mehr fordern, als jene Mittel, die sie durch ein 
ordentliches Verfahren vor Gericht als Kompensation erstreiten könnte. 
(4) Ansprüche können nur im Zuge geregelter Streitschlichtungsverfahren oder eines 
Gerichtsverfahrens durchgesetzt werden. Prinzipiell sind privatrechtliche Gerichtshöfe 
zuständig, nicht der Verwaltungsgerichtshof. Das beutet, dass öffentliche 
Organisationen Erfahrungen im Umgang mit privatrechtlichen Verfahren gewinnen 
müssen. 
                                                                                                                                                                     
Ausschreibungsvolumen anhand von Prozentpunkten der Gesamtausgaben der lokalen Verwaltung ermittelt (zuerst 
20%, dann 50%). So hatten die Verwaltungen faktisch mehr Wahlmöglichkeiten, wie und auf welchen Gebieten sie 
den Wettbewerb begünstigen konnten. Vgl. Walsh/O'Flynn, S. 459 
10  Vgl. Wilson/Game, S. 329 
11  Abgesehen von Reformbemühungen zur strengen Kostenkontrolle war die verpflichtende Leistungssauschreibung 
im Vereinigten Königreich sehr stark politisch-ideologisch motiviert. 
12  Lane, S. 148 
13  Nur eine Vereinbarung ist für einen Kontrakt nicht ausreichend, es muss auch eine Kompensation für die erhaltenen 
Leistungen zugesichert werden. 
14  Vgl. Lane, S. 148 
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(5) Die Verwaltung ist für alle gerichtlichen Folgen eines Verfahrens verantwortlich, die 
ihr im Zuge einer Rechtsstreitigkeit aufgrund eines fehlerhaften Vorgehens eines 
Verwaltungsbediensteten auferlegt werden.15 
 
Der Gebrauch der einen oder anderen Form des Kontraktmanagements im öffentlichen Sektor 
ist prinzipiell nichts Neues (z.B. Ausschreibung von großen Bauprojekten). Das 
Außergewöhnliche im Zuge des NPM ist jedoch die umfassende Anwendung von Kontrakten 
vor allem als Wettbewerbsmechanismus.  
 
1.2.1 Langfristige Verträge 
 
Traditionellerweise erfolgte die Leistungserstellung im öffentlichen Sektor aus allgemeinen 
Steuermitteln. Unter die bereitgestellten Leistungen fallen nicht nur die klassischen 
öffentlichen Güter, sondern auch die typischen Leistungen eines Wohlfahrtsstaates, wie 
Bildung, Gesundheitswesen und Sozialdienste. Für die Bereitstellung dieser Güter werden 
öffentliche Bedienstete herangezogen, die das Angebot organisieren. Die typische Lösung 
dafür sind öffentliche Organisationen oder Büros, in denen die Mitarbeiter zu fixierten 
Bedingungen einen sicheren Arbeitsplatz innehaben.16 Diese langfristigen Dienstverträge, die 
einen relativ offen formulierten und unvollständigen Arbeitsauftrag mit Anweisungen im 
Zuge der bürokratischen Hierarchie mit Inhalt füllen, bieten eine Lösung für das Problem der 
generellen Unvollständigkeit von Kontrakten.17 Dadurch ist es nicht nötig, alle Details explizit 
zu regeln.  
 
1.2.2 Kurzfristige Verträge 
 
Kontraktmanagement mit kurzfristigen Verträgen hat im öffentlichen Sektor prinzipiell drei 
Anwendungsbereiche: 
 
(1) Leistungsvereinbarung mit einem Leistungsersteller nach einem 
Ausschreibungsverfahren; 
(2) Dienstverträge über leistungsabhängige Bezahlung eines Behördenleiters/ 
Geschäftsführers eines öffentlichen Unternehmens; 
(3) Leistungsvereinbarungen mit operativen Verwaltungseinheiten (Agencies).18 
 
Generell können zwei Formen von Kontrakten unterschieden werden: 
 
(1) Transaktionskontrakte kommen allgemein auf Spotmärkten zum Einsatz, Leistung 
und Bezahlung fallen zusammen, ansonsten bestehen zwischen den Kontraktparteien 
keine engeren Beziehungen; die typische im öffentlichen Sektor zu findende Form 
wäre eine Auslagerung, z.B. von Hilfsdiensten; 
(2) Relationale Kontrakte sind in ihrer Geschäftsbeziehung durch einen längerfristigen 
Austauschprozess gekennzeichnet; Diese Form ist bei Dienstverträgen üblich;  
 
Die genaue Unterscheidung zwischen relationalen Kontrakten und Transaktionskontrakten ist 
schwer zu ziehen, hängt aber von den Faktoren (1) Dauer der Austauschbeziehung, (2) 
Vollständigkeit der Kontraktbestimmungen, und (3) dem zugrunde liegenden 
                                                     
15  Vgl. Lane, S. 149 
16  Vgl. Lane, S. 135 
17  Vgl. Lane, S. 135 
18  Vgl. Lane, S. 129 
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Vertrauensverhältnis der Geschäftspartner ab. Zwischen den beiden Extremen liegen einige 
andere Kontraktformen, wie z.B. kurzfristige Arbeits- und Dienstverträge, Franchise, Miete, 
Leasing oder Public-Private-Partnerships.19 
 
Während durch relationale Kontrakte Transaktionskosten eher gering gehalten werden 
können, liegt der Fokus von NPM-Reformen in der Ausschreibung und/oder Auslagerung von 
Leistungen, um durch den entstehenden Wettbewerb, der kurze Austauschbeziehungen 
bedingt, Produktionskosten zu senken. Die Verwendung und Anzahl von 
Transaktionskontrakten steigt somit (z.B. in Folge von Ausschreibungen, internen Märkten, 
Trennung von Auftraggeber- und –nehmerfunktionen) und das Arbeitsumfeld formalisiert 
sich, da auf traditionelle, informelle Mittel, wie persönliche Dienstanweisungen, zunehmend 
verzichtet wird. Bei relationalen Kontrakten wird versucht, diese so kurzfristig wie möglich 
anzulegen, um den Wettbewerbscharakter nicht zu verlieren.20 Es kommt zu einem 
Spannungsverhältnis zwischen der Minimierung von Produktions- oder Transaktionskosten.21 
 
Die Einführung von Kontraktmanagement als Wettbewerbsmechanismus bedingt die 
Entwicklung von Kontrakten, die von vornherein vollständiger und umfassender sein müssen, 
als z.B. traditionelle Dienstverträge. Verschiedene Kontraktausformungen variieren entlang 
der drei Achsen Fokus, Form und Inhalt: 
 
Fokus Form Inhalt 
Spezifizierung des Leistungs-
auftrages anhand von  
• Inputs,  
• Methoden oder  
• Leistungsniveau: 
 
• Was wird für die 
Leistungserstellung benötigt?  
• Wie werden die Arbeitsprozesse 
erledigt?  
• Welche Resultate sollen erzielt 
werden?22 
Der rechtliche Kontext, aber auch 
die Risikoaufteilung zwischen 




• Grad an Formalität, 
• fixe oder variable Preise und 
das  
• Verhältnis zwischen Menge 
und Preis 
• Wie sollen die Leistungen 
bereitgestellt werden? 
• Wie werden die Leistungen 
definiert? 
Kontraktkonditionen zu den 
Themen: 
• Arbitrage 
• Variationen im Leistungs-
erstellungsprozess 
• Vorgehen bei Nicht- oder 
Minderleistungen 
 
Tabelle 1: Form, Fokus und Inhalt von Kontrakten 
 
Die verschiedenen Ausformungen des Kontraktmanagements spiegeln unterschiedliche 
Anätze zu praktischen Aspekten der Anwendung wider. Die wichtigsten davon sind 
zweifelsohne die Aufteilung des Risikos zwischen Auftraggeber und –nehmer, das Problem 
der Qualitätsmessung und –sicherung und das Vorgehen bei mangelhafter Leistungserfüllung. 
Die im Vereinigten Königreich bisher am häufigsten zur Anwendung gekommenen Kontrakte 
sind Preis/Mengen-Vereinbarungen. Sie fixieren den Preis für eine gewisse Menge der 
nachgefragten Leistung und garantieren dem Kontraktnehmer dadurch für diese Menge ein 
fixes Einkommen. Für schwer zu beschreibende Leistungen und Leistungserstellungsprozesse 
                                                     
19  Vgl. Lane, S. 134, 150 
20  Vgl. Lane, S. 151; Der Wettbewerbsgedanke wird bei dem Versuch, einen verlässlichen Kontraktpartner über 
längere Zeit an sich zu binden, sinnlos, da laut Transaktionskosten–Theorie die zu starke Abhängigkeit das Problem 
der spezifischen Investitionen aufwirft und damit mehr oder weniger unbeabsichtigt von einer marktlichen 
Austauschbeziehung wieder in eine monopol-ähnliche, hierarchische Struktur gewechselt wird. Vgl. Lane, S. 141 
21  Vgl. Lane, S. 129; 151 
22  Wo der Leistungsprozess bzw. die Arbeitsschritte schwerer zu spezifizieren sind, würde dies für die kontraktliche 
Bestimmung von Ergebnissen (Outputs) sprechen. In diesem Zusammenhang ist auch wichtig, ob die Kontrakte 
breit oder relativ eng gefasst sind. Abfallbeseitigung wäre z.B. ein Bereich, der relativ genau bestimmt werden 
kann, während Umfallchirurgie ein Bereich ist, der möglichst offen und breit angelegt sein muss, um die nötige 
Flexibilität zu gewährleisten. Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 40 
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werden Pauschalierungen vorgenommen, wie z.B. Stundenlöhne, die gestatten, dass 
Variationen im Leistungserstellungsprozess oder genaue Mengenangaben nicht spezifiziert 
werden müssen und dem Leistungsersteller damit ein großes Maß an Flexibilität sichern.23 
 
Die Freiheit in der Gestaltung von Kontrakten wird sowohl durch externen (politischen) 
Druck als auch durch den internen Kontext der betroffenen Organisationen bestimmt. Für die 
britischen Lokalverwaltungen wurden Richtlinien zur Erstellung von Kontrakten z.B. in 
Regulierungen und Gesetzen von Seiten der zentralstaatlichen Regierung verankert, wodurch 
auf lokale Umstände angepasste, flexible Ausformungen nicht bzw. nur schwer möglich 
waren.24 
 
1.3. Vor- und Nachteile der Leistungsausschreibung 
 
Mit der Leistungsausschreibung als Wettbewerbsmechanismus werden generell eine Reihe 
von Vor- und Nachteilen assoziiert, die kurz dargestellt werden: 
 
1.3.1 Vorteile der Leistungsausschreibung 
 
(1) Verstärkter Wettbewerb 
Wettbewerb führt zu mehr Effizienz und besserer Qualität in der Leistungserstellung. 
Das bedeutet nicht per se, dass der private Sektor effizienter arbeitet als der 
öffentliche. Die Konkurrenz von mehreren potentiellen Anbietern soll jedoch zu 
Effizienzsteigerungen bei der öffentlichen Leistungserbringung führen. 
 
(2) Höhere Leistungsfähigkeit interner Abteilungen 
Wenn interne Abteilungen gegenüber privaten Anbietern konkurrenzfähig bleiben 
wollen, müssen sie verstärktes Augenmerk auf eine effiziente Leistungserstellung 
legen. Dabei müssen die Anforderungen des Leistungskäufers und die Bedürfnisse der 
Endnutzer berücksichtigt werden. Eine derartige Leistungserstellung lässt sich anhand 
festgelegter Standards überprüfen und bedarf einer  transparenten Kostenstruktur. 
 
(3) Strategische Zielsetzungen 
Die Leistungsausschreibung führt zur genauen Bestimmung des auszuschreibenden 
Leistungsauftrages. Dies gilt sowohl für finanzielle, als auch für strategische Ziele. 
Die genaue Kenntnis über die Kosten einer Leistung kann zu veränderten Prioritäten 
bei der ausschreibenden Behörde führen, weil die Auswirkungen von Einsparungen in 
einem Leistungsbereich bzw. Ausweitung des Leistungsangebots besser abzuschätzen 
sind. Lineare Einsparungen, die jeden Bereich betreffen, entfallen. 
 
(4) Kosteneinsparungen und effiziente Nutzung eingesetzter Steuergelder 
Wettbewerb führt zu Kosteneinsparungen. So berichteten z.B. australische Behörden 
über Einsparungen von bis zu 20%, wobei diese Zahlen jedoch kritisch zu betrachten 
sind. Die Einsparungen hängen vom Grad der Effizienz vor der Einführung der 





                                                     
23  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 132 
24  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 41 
25  Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S. 7 
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(5) Innovation 
Der Zukauf von Expertenwissen oder überlegener Technik ist für viele Verwaltungen 
außerhalb der finanziellen Möglichkeiten. Externe Anbieter können oft innovative 
Ergebnisse oder bessere Arbeitsmethoden vorweisen. Ebenso können Private durch 
Größenvorteile in ihrem Bereich Kosteneinsparungen anbieten, die öffentliche 
Organisationen nicht erzielen könnten.26 
 
1.3.2 Nachteile der Leistungsausschreibung 
 
Wenn mit der Leistungsausschreibung Kostenreduktionen erzielt werden sollen, ist sie bei 
unvollständigen Kostenaufzeichnungen nicht sinnvoll, da ohne der Kenntnis der Kosten des 
Ausschreibungsverfahrens und des Kontraktmanagements, ebenso wie der Kosten der 
Leistungen, die tatsächlichen Effizienzsteigerungen nicht bewertet werden können. Folgende 
Kosten müssen berücksichtigt werden:  
 
• Vorbereitungskosten vor dem Ausschreibungsverfahren (z.B. um interne Abteilungen 
konkurrenzfähig zu machen); 
• Kosten eventuell nötiger organisatorischer Umstrukturierungen; 
• Kosten eventueller Entlassungen; 
• Kosten der Vorbereitung und des Managements des eigentlichen 
Ausschreibungsverfahrens mit oder ohne externe Berater; 
• Kosten der begleitenden Ergebniskontrolle und der Schlussevaluation; 
• Eventuell resultierende Abweichungen zwischen kontraktlichen Soll- und 
tatsächlichen Ist-Kosten.27 
 
Für weitere Nachteile siehe die Punkte 6.1 und 7 in diesem Text. 
 
 
2. Theoretische Grundlagen des Kontraktmanagements 
 
In den letzten 20 Jahren wurde im Rahmen der Organisationstheorien eine Reihe von 
Ansätzen entwickelt, die die Institutionen hinter kontraktlichen Vereinbarungen beleuchten 
(institutionenökonomische Ansätze)28 und dabei auf Aspekte wie Verfügungsrechte, 
Transaktionskosten und der Beziehung zwischen Prinzipal und Agenten fokussieren. Obwohl 
diese Theorien als Erklärungsmuster dienen können, sind sie durch ihre Annahmen in Bezug 
auf individuelles Verhalten und Motivation und sowie hinsichtlich des Funktionierens 
öffentlicher Organisationen und deren Rollenwandel stark eingeschränkt.29 Die beschränkte 
Anwendbarkeit resultiert auch aus der Natur der öffentlichen Güter und der Schwierigkeit, 
öffentliche Güter anhand von Marktaustauschbeziehungen zu charakterisieren.30  
 
                                                     
26  Sobald die Leistungserstellung jedoch an externe Anbieter vergeben wird, wird eine Verwaltung das für die 
Leistungserstellung nötige Know-how verlieren und möglicherweise die Infrastruktur und Gebäude, etc. aufgeben. 
Es sollte jedoch nicht vergessen werden, dass in Notfällen ein Eingriff und/oder eine Übernahme der 
Leistungserstellung nötig sein kann, weswegen Ressourcen (Kapital und Mitarbeiter) in "Reserve" gehalten werden 
sollten. Auch für das Kontraktmanagement und zur effektiven Ergebniskontrolle eines Externen ist es für die 
Verwaltung notwendig, über die Leistungsprozesse bescheid zu wissen. Sollten nur sehr wenige externe Anbieter 
überhaupt für eine Leistungsausschreibung in Frage kommen, stellt sich zudem die Frage nach der Abhängigkeit 
einer Verwaltung von einem externen Leistungsersteller, der dann de facto eine Monopolstellung inne hat. Vgl. 
NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S.10 
27  Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S. 8 
28  Vgl. Lane, S. 132 
29  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 178 
30 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 178 
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Die Leistungsausschreibung basiert neben den Ansätzen der Neuen Institutionenökonomik 
hauptsächlich auf der Neuen Politischen Ökonomie (Public Choice-Theorie amerikanischer 
Wissenschaftler)31. Abb. 1 zeigt das Zusammenspiel der relevanten Theorien im Kanon der 
modernen Institutionenökonomik. Am linken Ende des Baumes erfolgt die Trennung der 
Institutionenökonomik von der Neoklassik (welche Unternehmen ausschließlich über 
Produktionsfunktionen charakterisiert). Die Public Choice-Theorie (Neue Politische 
Ökonomie) unterscheidet sich von der Agentur- und Transaktionskosten-Theorie durch ihre 
Regelorientierung. Die Theorie der Verfügungsrechte ist auch auf der Regelebene zu finden, 
bezieht sich jedoch hauptsächlich auf den privaten Sektor.32 Der Unterschied zwischen 
Transaktionskosten- und Agentur-Theorie liegt in der Hervorhebung der ex post ersichtlich 
werdenden Transaktionskosten. Mögliche, im Verlauf der Austauschbeziehung auftretende 
Probleme können von Transaktionspartnern nicht immer antizipiert werden, womit 
























Abb.1: Ökonomische Organisationstheorien 
(Quelle: in Anlehnung an Pappenheim, S. 100) 
 
2.1 Public Choice 
 
Public Choice beschäftigt sich mit der Analyse kollektiver Entscheidungen. Den 
Ausgangspunkt der theoretischen Überlegungen bildet eine individuelle Nutzenfunktion und 
die daraus abzuleitenden Handlungsalternativen. Die Akteure streben eine 
Nutzenmaximierung an und verhalten sich dabei zielorientiert und zweckrational. 
Erweiterungen des Modells, wie z.B. beschränkte Rationalität oder die Möglichkeit sozialer 
Elemente in der Nutzenfunktion, erlauben es, potenzielle Irrtümer einerseits und normative 
Elemente (z.B. soziale Anerkennung) andererseits zu erklären.  
                                                     
31 Vgl. Jackson, S. 7 
32  Vgl. Pappenheim, S. 99 
33  Vgl. Ebers/Gotsch, S. 226 
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2.1.1 Niskansche Outputmaximierung 
 
Da individuelle rationale Handlungsstrategien in aggregierter Form zu kontraproduktiven, 
absurden Ergebnissen führen können, wird die Public Choice-Theorie gerne herangezogen, 
um das budget- und mitarbeitermaximierende Verhalten von Bürokraten zu erklären.34 Im 
Vergleich zu einem Unternehmen, das sich auf dem Markt im Wettbewerb befindet, 
produzieren Büros zuviel und sind somit im neoklassischen Sinne ineffizient (Niskansche 
Outputmaximierung). Ihre Stellung auf dem Markt kommt zudem jener eines Monopolisten 
gleich. Aus diesen Überlegungen heraus schließt Niskanen u. A. darauf, dass zwischen 
öffentlichen Organisationen Wettbewerb eingeführt werden soll, um die Monopolstellung zu 
brechen, die relativen Preise der Leistungserstellung vergleichbar zu machen und die Beamten 
gemäß ihrer Leistung zu entlohnen.35 Der Wettbewerb ist somit das entscheidende Kriterium, 
nicht, ob die Leistungserstellung öffentlich oder privat erfolgt.36  
 
Neben der konventionellen Kritik an den Niskanschen Argumenten37 geht die neue Kritik auf 
die Transaktionskosten des von Niskanen geforderten Wettbewerbs ein. Hierarchische 
Systeme sind dann effizienter, wenn die Transaktionskosten gegenüber einem anderen 
institutionellen Arrangement (z.B. dem freien Markt) minimiert werden können, zumindest 
jedoch niedriger sind. So eignet sich die interne Leistungserstellung für jene Bereiche, in 
denen Anreize zu opportunistischem Verhalten gegeben und die spezifischen Investitionen 
hoch sind, die Anzahl potenzieller Anbieter klein ist und der künftige Bedarf und der 
Leistungsumfang im Vorhinein unbekannt sind.38 Die Vorteile eines solcherart gewachsenen 
"evolutionären" Gleichgewichts können durch die Einführung von marktlichem Wettbewerb 
in öffentlichen Bereichen zunichte gemacht werden. Die Einführung von Kontrakten in 
öffentlichen Organisationen bedingt die Wahrscheinlichkeit hoher Transaktionskosten (wie 
z.B. Kosten der Information, Kommunikation, Kontrolle der Leistungserfüllung eines 
externen Kontraktnehmers, Kosten des komplexeren Managements durch die Trennung von 
Käufer und Ersteller der Leistung, und der Budgetierungs- und Rechensysteme durch 
dezentrale Budgets und getrennte Verrechnungskreise).39 
                                                     
34  Vgl. dazu ökonomische Theorie der Bürokratie, Niskanen, in Pappenheim, S. 71 
35  Vgl. Borins/Grüning, S. 18 
36  Dies ist ein entscheidender Unterschied zur Theorie der Verfügungsrechte, die annimmt, dass die 
Eigentumsverhältnisse sehr wohl die Leistung und Effizienz beeinflussen. 
37  Die konventionelle Kritik an der Budgetmaximierung geht davon aus, dass Beamte nicht die Gesamtbudgets 
maximieren, sondern nur jene Teile davon, die ihrem Ermessen unterliegen. Somit werden Leistungen zwar immer 
noch ineffizient produziert, jedoch nicht unbedingt in zu großem Umfang. Dunleavy (1991) geht davon aus, dass 
nicht die Budgets, sondern die Bürogröße maximiert wird ("bureau-shaping"); wenn jedoch die Budgets ein 
Bestandteil der Nutzenfunktion hoher Beamter sind, dann geht es eher um die Kernbudget-Maximierung 
(hauptsächlich Beamtengehälter und administrative Gemeinkosten), Programmbudgets bleiben davon relativ 
unberührt. Diese Argumente implizieren, dass die Ineffizienz in öffentlichen Organisationen bei weitem nicht so 
groß sein muss, wie sie durch die klassische Public Choice-Theorie antizipiert wird (es darf aber nicht vergessen 
werden, dass die Kernbudgets in Verwaltungen einen verhältnismäßig großen Anteil an den Gesamtbudgets 
ausmachen). Public Choice überschätzt somit nicht nur den Wunsch zur Budgetmaximierung, sondern unterschätzt 
zudem die möglichen Beschränkungen in der Erreichung dieses Ziels. Speziell die zu geringe Bedeutung, die 
politischen Machthabern bei der Einflussnahme auf Größe und Struktur der Budgets beigemessen wird, ist 
kritikwürdig. Dies ist jedoch im lokalen System des Vereinigten Königreichs kein zu unterschätzender Aspekt. 
Sozialistisch regierte Lokalverwaltungen geben weit mehr aus als konservativ regierte und legen dabei auch mehr 
Wert auf Einkommensumverteilung über lokale Leistungen, wie das öffentliche Wohnungswesen oder 
Sozialleistungen. Hohe Ausgaben scheinen also mit der politischen Kontrolle in mindestens so engem 
Zusammenhang zu stehen, wie mit der monopolistischen Bürokratie. Vgl. Boyne, S. 698f 
38  Siehe dazu die Einteilung der Transaktionskosten nach Williamson, S. 41 
39  Einer der wichtigsten Beiträge zum Thema Transaktionskosten in öffentlichen Organisationen kommt von K. 
Walsh: "Die Transaktionskosten der marktorientierten öffentlichen Organisationen sind nicht zu unterschätzen. 
Man kann sie zwar dadurch rechtfertigen, dass sie durch erhöhte Effizienz und Effektivität wettgemacht werden. 
Kurzfristig werden aber viele der Auffassung sein, dass eine neue Form der Bürokratie entsteht, die den Markt 
regulieren soll." Walsh (1995), in Young-Chool, S. 51; Eine repräsentative Umfrage bezüglich der Ausschreibung 
manueller Arbeiten von Walsh und Davis (1993) hat z.B. ergeben, dass die durchschnittliche Kosteneinsparung 
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2.1.2 Implikationen für Kontraktmanagement 
 
Boyne40 schließt vom Public Choice Ansatz auf zwei spezifische Hypothesen des 
Kontraktmanagements: 
 
(1) Contracting wird mit geringeren Ausgaben für jene Leistungen assoziiert, die von 
Externen angeboten werden. Die Erklärung dafür ist, dass eine Monopolstellung 
aufgebrochen wird und durch den Wettbewerb die Renten des Monopolisten verzehrt 
werden - die Leistungen werden "billiger".41 Daraus kann aber nicht geschlossen 
werden, dass das lokale Verwaltungssystem in seiner Gesamtheit billiger wird. Der 
Annahme folgend, dass sich Beamte als Budgetmaximierer verhalten, lassen eher 
darauf schließen, dass es zu Umverteilungen in der lokalen Verwaltung kommt und 
sich Leistungen, die nicht unter dem Ausschreibungszwang stehen, verteuern könnten. 
 
(2) Die verpflichtende Leistungsausschreibung wird mit verbesserter technischer 
Effizienz bei der Leistungserstellung assoziiert.42 Technische Effizienz hat aber keinen 
Einfluss auf allokative Effizienz43, weil es erstens vorkommen mag, dass die erzielten 
Einsparungen nicht für produktivere Beschäftigung freigesetzt werden, sondern in der 
Verwaltung verbleiben. Zweitens bleibt die Entscheidung über Art und Distribution 
der Leistung Verantwortung lokaler Politiker. Leistungsausschreibung hat somit nichts 
mit direkter Einflussnahme des Kunden zu tun, wie man durch den Ausdruck "Public 
Choice" oder den von Thatcher in diesem Zusammenhang propagierten 
"Konsumerismus" (mehr Wahlmöglichkeiten für Kunden auch bei öffentlichen 




Die Agentur-Theorie analysiert die Beziehung zwischen zwei Individuen (dem 
auftraggebenden Prinzipal und dem auftragnehmenden Agenten) in einem Auftragsverhältnis 
(das aber nicht explizit vertraglich fixiert sein muss).45 Den Agenten wird sein Tätigwerden 
finanziell kompensiert. Beziehungen dieser Art finden sich bei Freiberuflern, wie Anwälten, 
Ärzten oder Steuerberatern, können aber generell auch auf das Verhältnis zwischen Politik 
und Verwaltung und auf das Verhältnis zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer im 
öffentlichen Sektor umgelegt werden.46 
 
                                                                                                                                                                     
durch CCT rund 6% betrug. Diesen Einsparungen standen hohe Kosten des Kontraktmanagements gegenüber. 
Zusätzlich zu den Vorbereitungskosten von CCT (rund 7,7% der jährlichen Ausschreibungssumme) kamen 
Auftraggeber-Kosten hinzu, die um rund 30% höher lagen als vor der Leistungsausschreibung sowie 
Ergebniskontroll-Kosten (durchschnittliche 6,4% der Kontraktsumme), die speziell in den Bereichen 
Grünanlagenpflege und Fahrzeuginstandhaltung extrem hoch waren. Vgl. Walker, S. 544 
40  Vgl. Boyne, S. 697f 
41  Boyne berücksichtigt hier jedoch nicht, dass Public Choice eigentlich besagt, dass eben nicht die Eigentumsrechte 
entscheidend sind, sondern der Wettbewerb die Leistungen verbilligt (dass private Anbieter billiger produzieren, 
wäre eine Annahme der Theorie der Eigentumsrechte). 
42  Technische Effizienz, oder X-Effizienz, ist dann gegeben, wenn ein Unternehmen beim Punkt „Durchschnittskosten 
= Grenzkosten“ produziert. Die Durchschnittskosten der Produktion werden somit minimiert und der Einsatz der 
Produktionsfaktoren erfolgt so wirtschaftlich wie möglich. Vgl. Lane, S. 61 
43  Von allokativer Effizienz spricht man dann, wenn die Produktion beim Punkt „Grenznutzen = Grenzkosten“ erfolgt 
oder anders gesagt, wenn sich die Produktion an Bedarf und Nutzenfunktion der Leistungskäufer orientiert. Das 
Angebot entspricht der Nachfrage.  
44  Die verstärkte Kundenorientierung bzw. die Einflussnahme des Kunden auf den Leistungserstellungsprozess wird 
erst seit den Regierungen Blair und der neuen Initiative „Best Value“ aktiv gefördert. 
45  Vgl. Pappenheim, S. 149 
46 Vgl. Lane, S. 132 
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Die Kernproblematik in der Agentur-Theorie besteht darin, einen Kontrakt oder Vertrag 
aufzusetzen, der den Agenten motiviert, im Sinne des Prinzipals tätig zu werden. Die 
Problemstellung ergibt sich durch die Unmöglichkeit, bei nicht exakt feststellbarer 
Arbeitsleistung des Agenten, den Kontrakt dennoch vollständig und umfassend zu 
spezifizieren.47 Die Annahmen in der Literatur bezüglich dieser Problematik werden 
folgendermaßen getroffen:48 
 
2.2.1 Problematik der Agentur-Theorie 
 
(1) Es existiert ein Zielkonflikt zwischen Prinzipal und Agent: Jeder Beteiligte möchte 
zwar seinen Nutzen maximieren, die Nutzenfunktionen sind jedoch nicht 
deckungsgleich. So erwartet sich z.B. bei der Leistungsausschreibung die 
ausschreibende Verwaltung eine problemlose Leistungserstellung anhand zuvor 
vereinbarter Kriterien, der Kontraktnehmer versucht aber möglicherweise, zu Gunsten 
höherer Gewinne die Leistungsqualität zu drücken. 
 
(2) Es herrscht eine Informationsasymmetrie zu Lasten des Prinzipals: Der Agent weiß 
besser über seine eigenen Fähigkeiten und sein Leistungsniveau Bescheid. Der 
Prinzipal ist hingegen nicht in der Lage, die Handlungen des Agenten kostenlos und 
vollständig zu beobachten. In Bezug auf die Leistungsausschreibung mag die 
ausschreibende Verwaltung zwar das nötige Know-How für die Erfüllung des 
Leistungsauftrages besitzen, die Kontrolle des Leistungsprozesses gestaltet sich 
jedoch als überaus schwierig. Soll es zudem zu Innovationen und Verbesserungen 
kommen, hat der Agent einen noch größeren Spielraum, da hier das Wissen der 
Verwaltung über Möglichkeiten und Methoden endet. 
 
(3) Der Prinzipal und der Agent haben unterschiedliche Einstellungen gegenüber dem 
Risiko, das sie zu tragen bereit sind. Im Falle der Leistungsausschreibung treten z.B. 
zwei Hauptrisiken auf: die Verwaltung kann nicht sicher sein, den richtigen Anbieter 
gewählt zu haben, der zu vereinbarten Kriterien ohne Ausnutzung möglicher Lücken 
im Kontrakt arbeitete. Der Kontraktnehmer wiederum kann nicht sicher sein, ob er für 
durch unvorhergesehene Ereignisse während der Kontraktlaufzeit (wie z.B. geänderte 
Bedürfnisstrukturen) entstandene Mehrkosten entsprechend entlohnt wird.  
 
(4) Der Arbeitseinsatz des Agenten ist nicht leicht messbar und die Gründe für ein gutes 
bzw. schlechtes Ergebnis sind nicht genau zu beobachten. So ist es den 
ausschreibenden Verwaltungen nicht möglich, eventuell entstandene 
überdurchschnittliche Gewinne der Kontraktnehmern zu bewerten. Dies ist auch gar 
nicht das eigentliche Problem der Leistungsausschreibung. Kritisch wird es erst, wenn 
der tatsächliche Output vom Soll-Output abweicht. In der ökonomischen Theorie wird 
hierbei zwischen ex ante Opportunismus (adverse Selektion) und ex post auftretendem 
opportunem Verhalten (moral hazard) unterschieden. 
 
(5) Ein zusätzliches Problem in Bezug auf Leistungsausschreibungen tritt im Rahmen des 
Winner’s curse auf, d.h. wenn ein zu niedriges Angebot gelegt wird, um einen 
Kontrakt zu gewinnen, die wahren Kosten also unterschätzt wurden und der Kontrakt 
neu verhandelt werden muss. Dieses Problem kann ein strategisches Spiel des Agenten 
sein, das sich ein finanziell gut gestellter Bieter leisten kann. Er legt absichtlich ein zu 
günstiges Angebot, um „einen Fuß in der Tür“ zu haben und um seinen Kontrakt 
                                                     
47  Vgl. Lane, S. 132 
48  Vgl. dazu Pappenheim, S. 149ff 
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später neu zu verhandeln, wenn andere Anbieter nicht mehr rasch genug einspringen 
können. Sollte ein Auftragnehmer daran interessiert sein, bei einer erneuten 
Ausschreibung wieder berücksichtigt zu werden, ist es jedoch unwahrscheinlich, dass 
er seinen Ruf durch opportunes Verhalten schädigen wird.49 Zudem stellt sich die 
Frage, in wie weit latent auftretender, permanenter Opportunismus überhaupt 
unbemerkt vom Prinzipal stattfinden kann.50 
 
2.2.2 Kritik an der Agentur-Theorie 
 
Ein Kritikpunkt an der Agentur-Theorie, der sehr wichtig für die Leistungsausschreibung ist, 
bezieht sich auf die intensiven Kontrollmechanismen, mit denen versucht werden soll, die 
Aktivitäten des Agenten so weit wie möglich an die Wünsche des Prinzipals anzugleichen. 
Wintrobe und Breton51 argumentieren, dass bei gegenseitigem Vertrauen Arbeitnehmer die 
Ziele ihrer Vorgesetzten eher und effektiver verfolgen als bei extensiver Kontrolle. 
Gegenseitiges Vertrauen führt zu größerer Arbeitsproduktivität und macht Kontrolle weniger 
wichtig.52 Frey53 stellt fest, dass Kontrolle durch den Prinzipal vom Agenten als Zeichen des 
Misstrauens oder als "Vertragsbruch" gedeutet werden kann und der Agent folglich keinen 
Grund mehr hat, sich selbst nicht opportunistisch zu verhalten. Die Einführung von rigiden, 
neoklassischen Kontrakt-Modellen (Transaktionskontrakte) und formeller 
Leistungs(prozess)kontrolle kann also zu geringerem Arbeitseinsatz der Beschäftigten führen. 
Zudem treiben neoklassische Kontrakte, die alle Eventualitäten abzudecken versuchen, die 
Transaktionskosten in die Höhe. Im Gegenzug dazu sind Vertrauen und auch Hierarchie 
„billig“.54 Ein Vertrauensverhältnis kann jedoch nur dann aufgebaut werden, wenn einem 
Kontraktnehmer eine dauerhafte Geschäftsbeziehung zugesichert wird. Gerade diese 
Sicherheit konnte aber im Falle der verpflichtenden Leistungsausschreibung im Vereinigten 
Königreich nicht gegeben werden55, weil sich dadurch wieder eine Art Monopolstellung 
entwickelt hätte, die konträr zur Einführung des vermehrten Wettbewerbs im öffentlichen 
Sektor gewesen wäre. 
 
Generell sind die Implikationen der Agentur-Theorie für das Kontraktwesen im öffentlichen 
Sektor jedoch begrenzt. Die Beziehungen innerhalb der und zwischen den Organisationen 
sowie jene mit anderen Anbietern öffentlicher Leistungen sind durch eine Vielzahl von 
ineinander verzahnten Agenturverhältnissen gekennzeichnet, die sich teilweise überlappen 
oder durch unterschiedliche Interessenslagen charakterisieren. Nicht berücksichtigt bleibt 
beim Ansatz der Agentur-Theorie auch die Möglichkeit der gemeinschaftlichen 
Leistungserstellung unterschiedlicher Organisationen und Interessensgruppen, die für alle 
Beteiligten ein positiveres Ergebnis bewirken kann.56 
 
                                                     
49 Für eine ökonomische Betrachtung siehe z.B. Kavanagh/Parker, S. 3ff 
50  Vgl. Walker, S. 534 
51  Vgl. Wintrobe/Breton (1986), in Boyne, S. 700 
52  Vgl. dazu auch Walker, S. 543 
53  Vgl. Frey (1993), in Boyne, S. 700 
54  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 199 
55  In diesem Punkt folgt die Gesetzgebung zur verpflichtenden Leistungsausschreibung den Implikationen der 
Agentur-Theorie. Vertrauensverhältnisse zu eigenen internen Leistungserstellungseinheit, die aufgrund ähnlicher 
Werthaltungen und jahrelangen beruflichen Erfahrungen auf der Hand lagen, wurden durch rigide Gesetze als 
wettbewerbsfeindlich definiert und damit für die Zukunft, was die Problematik der Agentur-Theorie schuf. War der 
Kontraktnehmer eine externe Organisation und bestand zu dieser ein gutes Verhältnis, konnte die 
Geschäftsbeziehung durch die Neuausschreibung des Kontraktes und der Wahl eines billigeren (nicht unbedingt 
besseren) Anbieters gefährdet werden. In keinem Fall also konnte ein gegenseitiges, auf Vertrauen basierendes 
Geschäftsverhältnis aufgebaut werden. Es entstanden Beziehungen, wie sie in der Agentur-Theorie skizziert 
werden. Die Theorie induziert die Realität. Vgl. Walker, S. 538f 
56  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 180 
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2.3 Transaktionskosten-Theorie 
 
Mit Hilfe der Transaktionskosten-Theorie57 soll erklärt werden, warum bestimmte 
Transaktionen in bestimmten institutionellen Arrangements mehr oder weniger effizient 
abgewickelt und organisiert werden. Ein institutionelles Arrangement ist durch zwei 
Dimensionen charakterisiert: 
 
(1) Die grundlegenden rechtlichen Vertragsformen, die die Austauschbeziehung explizit 
oder implizit begründen. 
(2) Die Mechanismen, die die Transaktionspartner vereinbaren, um den möglicherweise 
auftretenden ungeplanten Veränderungen begegnen zu können. 
 
Der Maßstab zur Bestimmung der Vorteilhaftigkeit einer Transaktion sind die Kosten, die den 
Vertragspartnern für die ausgetauschten Güter oder Leistungen (Produktionskosten) sowie 
für die Abwicklung und Organisation der Transaktion (Transaktionskosten) jeweils 
entstehen. Die Akteure werden durch die drei Verhaltensannahmen begrenzte Rationalität, 
Opportunismus58 und Risikoneutralität charakterisiert. 
 
Begrenzte Rationalität und Opportunismus führen zu zwei Arten von Transaktionskosten: 
 
Ex ante-Transaktionskosten: Kosten, die vor 
Vertragsabschluss anfallen: 
Ex post-Transaktionskosten: tatsächliche 
Situation und vorherige Vereinbarungen fallen 
auseinander: 
− Informationskosten − Anpassung an veränderte Bedingungen 
− Verhandlungskosten − Unstimmigkeiten/Streitschlichtung 
− Kosten des Vertragsentwurfs − Ergebniskontrolle 
− Kosten der Vertragsabsicherung − glaubwürdige Bindung an den Vertrag 
 
Tabelle 2: Ex post und ex ante Transaktionskosten 
 
 
Der konventionellen Transaktionskosten-Theorie folgend, treten bei hohen 
Transaktionskosten nicht-marktliche Typen von Institutionen, sogenannte Hierarchien, auf. 
Betrachtet man Verträge nun in ihren zwei möglichen Formen, nämlich kurzfristige oder 
langfristige Kontrakte59, so sind kurzfristige Kontrakte dann optimal, wenn 
Transaktionskosten kaum vorhanden sind (z.B. bei standardisierten Gütern oder Leistungen, 
wo Kontrakte noch dazu leicht bei Gericht eingeklagt werden können), während langfristige 
Kontrakte sich bei steigenden Transaktionskosten als sinnvoll erweisen.60 Hierarchische 
Institutionen sind durch unvollständige, langfristige Kontrakte gekennzeichnet. 
 
                                                     
57  Vgl. dazu Ebers/Gotsch, S. 225 - 236 
58  Für das Kontraktmanagement ergeben sich daraus folgenden Ansatzpunkte: Begrenzte Rationalität bezieht sich auf 
die Unmöglichkeit, bei Vertragsabschluß sämtliche zukünftig eintretenden Ereignisse oder Risiken vorherzusehen. 
Auch deshalb sind die Verträge zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses unvollständig. Kürzere Kontraktperioden 
würden dieses Problem reduzieren, allerdings zu höheren Transaktionskosten. Schlecht spezifizierte Output-
Erwartungen in Kontrakten, Unsicherheit über Nachfrage- und Kostenfunktionen und andere Faktoren, die 
Verhandlungs- und Kontrollkosten steigen lassen, erhöhen Transaktionskosten. Nicht immer muss es sich also um 
opportunistisches Verhalten handeln, wenn die Transaktionspartner zu unterschiedliche Auffassungen über die 
geltenden Vertragsbedingungen kommen. Oftmals handelt es sich auch „nur“ um Unerfahrenheit der involvierten 
Parteien. 
59  Kurzfristige und langfristige Kontrakte bedingen wiederum unterschiedliche Agentur-Problematiken. Eine 
detailliertere Betrachtung ist in diesem Rahmen jedoch nicht möglich. Vgl. dazu Lane, S. 133 
60  Vgl. Lane, S. 133 
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Williamson61 unterscheidet drei Charakteristiken der Transaktion, die je nach ihrer 
Ausprägung die Transaktionskosten in die Höhe treiben: Unsicherheit und Häufigkeit der 
Transaktion sowie Ausmaß der transaktionsspezifischen Investitionen:  
 
 
a) Unsicherheit kann sich sowohl auf die Unmöglichkeit des Vorhersehens künftiger situativer 
Bedingungen beziehen (parametrische Unsicherheit) als auch auf das Verhalten eines 
(unbekannten) Transaktionspartners (Verhaltensunsicherheit)62.  
b) Die Häufigkeit, mit der die Transaktionspartner miteinander zu tun haben, entscheidet über 
das Maß des opportunistischen Verhaltens: mit zunehmender Häufigkeit sinkt das Risiko des 
Opportunismus, weil sich die Beziehung für beide Seiten als profitabel erweist und das 
Verhältnis durch mehr Vertrauen gekennzeichnet ist. Hier spricht man vom "relational 
contracting"63. Durch häufige Geschäftsbeziehungen kann es für beide Partner zu 
Kosteneinsparungen und Synergien kommen. 
c) Die Spezifität64 bezieht sich auf den Grad der Vielfalt an Einsatzmöglichkeiten der getätigten 
Investitionen vor und während der Transaktion. Je höher die Spezifität einer Investition, umso 
größer ist das Potential zur Abschöpfung der Quasi-Rente aufgrund der 
Spezialisierungsvorteile und umso wichtiger sind genaue vertragliche Regelungen.65 Abb. 2 













                                                     
61  Vgl. Williamson in Pappenheim, S. 189 
62  Der Verhaltensunsicherheit wiederum lassen sich folgende Problembereiche zuordnen: die Unsicherheit darüber, ob 
und wie ein Transaktionspartner seine Verpflichtungen erfüllen kann (adverse Selektion), erfüllen wird (moral 
hazard und hold up) und erfüllt hat (Unsicherheit aufgrund von Mess- und/oder Zurechnungsproblemen). Vgl. 
Ebers/Gotsch, S. 229 
63  Die Vertragsbeziehungen sind langfristig angelegt und durch große Offenheit in der ex ante Definition von 
Leistung und Gegenleistung geprägt. Konflikte werden zwischen den Parteien zumeist gelöst, ohne eine juristische 
Institution einzuschalten. Die Abwicklung von Transaktionen innerhalb einer Organisation beruht üblicherweise 
auf relationalen Kontraktmustern. Vgl. Ebers/Gotsch, S. 231f; Im Unterschied dazu steht das „transactional 
contracting“, das von einer starken, übergenauen Regeldichte, keinen längerfristigen Auftragsverhältnissen und 
Geschäftsbeziehungen und geringem gegenseitigen Vertrauen geprägt ist. CCT wird durch die Form des 
transactional contracting charakterisiert. 
64  Williamson unterscheidet dabei ohne Anspruch auf Vollständigkeit sechs Formen transaktionsspezifischer 
Investitionen: 
(1) standortspezifische Investitionen (z.B. Bauten mit gutem Anschluss an die Infrastruktur); 
(2) anlagenspezifische Investitionen (z.B. Anlagen, die nur für die Herstellung eines Produktes verwendet werden 
können); 
(3) Investitionen in spezifisches Humankapital; 
(4) Abnehmerspezifische Investitionen (z.B. Kapazitätserweiterungen, um die Aufträge eines einzigen 
Kunden/einer sehr speziellen Nische zu bedienen); 
(5) Investitionen in die Reputation (z.B. Aufbau eines Markennamens); 
(6) Terminspezifische Investitionen in zeitlich nur begrenzt absetzbare/nutzbare Güter und Leistungen. Vgl. 
Ebers/Gotsch, S. 228 
65  Spezifitäten bedeuten für beide Transaktionspartner hohe Kosten: mit zunehmendem Ausmaß 
transaktionsspezifischer Investition werden Geschäftspartner immer mehr voneinander abhängig. Für die Partner 
steigt der Anreiz, die Abhängigkeit des anderen opportunistisch auszunutzen, um sich so viel wie möglich von 
dessen Quasi-Renten anzueignen.  
























Abb. 2: Faktoren, die für eine verwaltungsinterne Leistungserstellung sprechen 
 
In Bezug auf spezifische Investitionen spielen auch Eigentumsrechte eine entscheidende 
Rolle. Der Gewinner eines Ausschreibungsverfahrens muss unter Umständen Investitionen 
tätigen, deren Kosten sich bis zum Ende der Kontraktperiode nicht voll amortisiert haben 
könnten bzw. werden die Ressourcen für den Einsatz in anderen Kontraktverhältnissen 
unbrauchbar. Ebenso hat eine Verwaltung in Anlagen und Arbeitszubehör investiert, die zu 
versunkenen Kosten (sunk costs) werden, wenn die Leistungserstellung an Externe vergeben 
wird. Am Ende der Kontraktperiode mag der Auftragnehmer auch gar nicht mehr gewillt sein, 
Investitionen zu tätigen. Dieses Problem tritt vor allem bei kurz- und mittelfristigen 
Kontrakten auf (durch die auch CCT charakterisiert war).66 
 
Brown und Potoski klassifizieren öffentliche Leistungen anhand der Charakteristiken der 
Transaktion nach Williamson. Unsicherheit wird dabei im Sinne der Mess- und 
Zurechnungsproblematik verwendet.67  
 
(1) Messbare marktliche Leistungen charakterisieren sich durch geringe Investitions-
Spezifität und leichte Zurechnung der Leistung. Beispiele dafür sind die Müllabfuhr 
oder Fuhrparkwartung.  
(2) Nicht-messbare marktliche Leistungen stellen Güter und Dienstleistungen ohne 
spezifische Investitionen dar, die jedoch schwer zurechenbar sind. Diese Leistungen 
sind z.B. Gesundheitsdienste und –programme. 
(3) Messbare Monopol-Leistungen zeichnen sich zwar durch hohe spezifische 
Investitionen aus, sind aber leicht zurechenbar. Beispiele dafür sind die Strom- und 
Gasversorgung. 
                                                     
66  Im Unterschied zu Public Choice wird in der Transaktionskosten-Theorie also sehr wohl angenommen, dass 
Eigentumsrechte in Bezug auf Leistungsqualität eine Rolle spielen. 
67  Vgl. Brown/Potoski, S. 3 
Interne 
Leistungserstellung 
nicht abschätzbarer künftiger Bedarf
Anreiz zu Opportunismus
hohe Spezifität der Investition
kleine Anzahl potentieller Anbieter
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(4) Nicht-messbare Monopol-Leistungen zeichnen sich durch hohe Spezifität der 
Investitionen und schwere Messbarkeit aus, wie z.B. bei Feuer- oder 
Kriminalitätsbekämpfung. 
 





Abb. 3: Typologie der öffentlichen Leistungen anhand spezifischer Investitionen und Messbarkeit  
(Quelle: in Anlehnung an Brown/Potoski, S. 3) 
 
 
Der Transaktionskosten-Theorie folgend gehen Brown und Potoski davon aus, dass 
öffentliche Organisationen Leistungen dann ausschreiben, wenn die Transaktionskosten 
gering sind, um die Produktionskosten zu reduzieren. Im Gegenzug neigen sie dazu, 
Leistungen zu internalisieren (selbst wenn die Produktionskosten bei einer Ausschreibung 
gesenkt werden könnten), wenn die Transaktionskosten hoch sind. Somit eignen sich 
messbare (oder leicht zurechenbare) marktliche Leistungen am besten für die Ausschreibung, 
während bei den anderen beiden Kategorien (nicht-messbare marktliche Leistungen, messbare 
Leistungen mit Monopolcharakter) genauer auf die Risikoverteilung bzw. Regulierung 
geachtet werden muss. Nicht-messbare Leistungen mit Monopolcharakter sind nach der 
Transaktionskosten-Theorie zur Ausschreibung gänzlich ungeeignet.  
 
Tabelle 3 fasst noch einmal die Typologie der öffentlichen Leistungen anhand der Kriterien 
„spezifische Investitionen“ und „Messbarkeit“ zusammen und nennt für jede der vier 
Kategorien beispielhaft Leistungen der Lokalverwaltung. 
 
 










Nicht-messbare Leistungen mit 
Monopolcharakter 
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geringe Spezifität der Investitionen hohe Spezifität der Investitionen
leicht






Ampeln Lagerung von Klärschlamm
Pflege von Grünanlagen Elektrizität
























Tabelle 3: Einteilung lokaler öffentlicher Leistungen nach den Merkmalen  
spezifische Investitionen und Messbarkeit (Zurechenbarkeit)  
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3. Idealtypisches Ausschreibungsverfahren 
 
Das Ausschreibungsverfahren kann in vier Phasen unterteilt werden: 
 
(1) Bestimmung der auszuschreibenden Leistung und Vorbereitung der Ausschreibung durch die 
Behörde 
(2) Ausschreibung, Beurteilung der Anbote und Vergabe des Kontraktes 
(3) Begleitende Ergebniskontrolle während der Kontraktlaufzeit und Messung der 
Kundenzufriedenheit und/oder Beschwerdemanagement 
(4) Abschließende Beurteilung der erbrachten Leistung anhand der während der Kontraktlaufzeit 

































Abb.4: Phasen des Ausschreibungsprozesses mit eingebettetem Evaluationszyklus 
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3.1 Vorbereitung des Ausschreibungsverfahrens 
 
3.1.1 Strategische Planung 
 
Die Leistungssausschreibung sollte mit übergeordneten strategischen Zielsetzungen der 
Verwaltung übereinstimmen, um sinnvolle Ergebnisse zu liefern. Die Leistungsausschreibung 
ist als ein Mittel zur Zielerreichung zu verstehen, nicht als das Ziel selbst. Ein langfristiger 
Managementplan68 sollte daher vorhanden sein, der mit Absprache der lokalen Bevölkerung 
und Politik erstellt wird. Über die damit einhergehende Prioritätensetzung erfolgt 
möglicherweise eine Umstrukturierung der Leistungserstellung, was wiederum die 
Umstrukturierung der Organisation bewirken kann. Selbst wenn die Leistungsausschreibung 
nicht diese Tragweite hat, kann sie zumindest zur Erreichung der Leistungsziele (operative 
Pläne) beitragen. 
 
3.1.2 Miteinbezug der lokalen Bevölkerung 
 
Obwohl Studien immer wieder belegen, dass sehr wenige Lokalverwaltungen ihre 
Bevölkerung über deren Meinung über die Leistungsausschreibungen befragen, sollte nicht 
vergessen werden, dass die lokale Bevölkerung der letztendliche Leistungsnutzer ist und 
besonders jene zu Gehör kommen sollten, die von einer entsprechenden Leistungen stark 
abhängig sind bzw. diese oft in Anspruch nehmen und/oder zu den schwachen Gruppen der 
Bevölkerung gehören. 
 
3.1.3 Miteinbezug von Mitarbeitern und lokalen Gewerkschaften 
 
Der frühest mögliche Einbezug der Mitarbeiter ist noch vor der eigentlichen Entscheidung 
über die Leistungsausschreibung notwendig, da sich durch die Ausschreibung 
Arbeitsbedingungen, Arbeitszeiten und Arbeitsplatzsicherheit verändern können. Daher 
müssen Konzepte zur möglichen Freisetzung und der Weiterbeschäftigung der Mitarbeiter, 
Weiterbildung, etc. offen diskutiert werden. Wichtig ist auch, selbst jene Mitarbeiter zu 
informieren, die nicht direkt von einer Leistungsausschreibung betroffen sind, da 
Unklarheiten aus dem Weg geräumt und möglicherweise auftretende indirekte Auswirkungen 




Die Schulung der Mitarbeiter sollte sinnvollerweise vor der Leistungsausschreibung 
beginnen, da die notwendigen Fähigkeiten für ein effektives Kontraktmanagement so früh wie 
möglich erlernt werden müssen bzw. die Wettbewerbsfähigkeit der internen 
Leistungserstellungsabteilungen bei ungenügender Vorbereitung auf die Konkurrenz des 
freien Marktes nicht gesichert werden kann.69  
 
                                                     
68  Dieser sollte Informationen über Schwerpunktsetzung und darauf abgestimmte Aktivitäten beinhalten, ebenso wie 
Leistungsziele und -standards, wie diese erreicht werden sollen und wie die Leistungsmessung erfolgen soll. Vgl. 
NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S. 11; Während 
unter der verpflichtenden Leistungsausschreibung die Anforderung zur Erstellung eines Managementplanes nicht 
gegeben war (natürlich jedoch freiwillig erstellt werden konnte), sind die lokalen Leistungspläne heute ein 
Kernelement der Best Value Initiative.  
69  Schulungen können folgende Bereiche berücksichtigen: Verhandlungsführung, Budgeterstellung, begleitende 
Ergebniskontrolle, Kontraktspezifizierung, Projektmanagement und Kostenkontrolle, Koordination von 
partnerschaftlicher Aufgabenerfüllung und andere nützliche betriebswirtschaftliche Methoden; Vgl. NSW 
Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S. 14 
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3.2 Kontraktspezifizierung 
 
3.2.1 Geeignete Leistungen für die Leistungsausschreibung - eine Checklist 
 
Die Leistungsausschreibung ist leichter einzuführen, wenn die Leistungen: 
 
(1) relativ eigenständige Bereiche bilden oder ein relativ großer Spielraum in der 
Leistungserstellung besteht, wenn der Leistungsauftrag also auch  
(2) klar bestimmt werden kann und die Leistungsmessung relativ einfach ist; 
(3) ein hohes Maß an technischem Wissen oder Spezialistenwissen erfordern; 
(4) große Variationen sowohl im Arbeitsaufwand als auch im Personalbedarf aufweisen; 
(5) Teil eines sich rasch verändernden Marktes sind, der Personalrekrutierung, -schulung 
und -weiterbildung stark verteuert; 
(6) hohe Kapitalkosten verursachen; 
(7) Teil eines kompetitiven Marktes sind; 
(8) neu konzipiert wurden und daher eine Ausschreibung ins Auge gefasst werden sollte, 
bevor sich die Verwaltung zur Eigenerstellung entschließt.70 
 
Die Bestimmung des Leistungsauftrages ist einer der wichtigsten Punkte der 
Leistungsausschreibung. Sie ist der Ansatzpunkt für eine spätere Beurteilung der 
Leistungserfüllung - was nicht festgelegt wird, kann auch nicht beurteilt werden. 
Wünschenswert wäre auch der Einbezug von Kunden und Bürgern als Leistungsempfänger 
bei der Spezifizierung der auszuschreibenden Leistung. 
 
3.2.2 Rückgriff auf vorhandene Informationen 
 
Manche Abteilungen sind vielleicht bereits in Leistungsausschreibung und 
Kontraktmanagement geübt (Gebäude-, Straßenbau und -erhaltung). Internes 
Verwaltungswissen kann unerfahrenen Abteilungen nützlich sein, ebenso wie interne 
Abteilungen, die bisher die Leistung erstellt haben und daher über die Bestimmung des 
Leistungsumfanges am besten Bescheid wissen. Ebenso können andere Verwaltungen zu Rate 
gezogen werden. 
 
3.2.3 Bestimmung des Leistungsumfangs und Leistungsauftrags 
 
Bevor der Leistungsauftrag bestimmt werden kann, muss einer Verwaltung klar sein, welchen 
Zweck sie mit der auszuschreibenden Leistung verfolgen möchte. Dies sollte bereits aus der 
strategischen Planung hervorgehen und ist wesentlich mitbestimmend über den im Kontrakt 
festgelegten Umfang und das geforderte Qualitätsniveau der Leistung und für die effektive 
Leistungserfüllung durch den Kontraktnehmer.71 
 
Sowohl Auftraggeber als auch -nehmer müssen dasselbe Verständnis bezüglich der gestellten 
Anforderungen haben. Die Bestimmung des Leistungsauftrags kann über zwei Arten 
verlaufen: entweder über die inputorientierte Bestimmung der gewünschten Prozesse oder 
über die outputorientierte Bestimmung der gewünschten Leistungsstandards.72 
 
 
                                                     
70  Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S. 22 
71  Vgl. HM Treasury, S. 1 
72  Vgl. Australian Producing Commission, http://www.pc.gov.au/research/subs/highered/append7.pdf (Stand: 
26.11.2003) 
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a) Prozessstandards: 
Wenn die Bestimmung der gewünschten Wirkung und die begleitende Ergebniskontrolle 
schwierig sind, dann werden anzuwendende Prozesse oder Materialien und Geräte, 
Technologie, etc. bestimmt, mit denen die Leistung zu erbringen ist. Solche Kontrakte 
können sinnvoll sein, schränken aber generell die Möglichkeit zu Innovationen ein. 73 
 
b) Leistungsstandards/Outcome: 
Die Leistungsbestimmung über Leistungsstandards eignet sich vor allem für relativ 
einfache Leistungen, wie z.B. Müllabfuhr, bei denen der Leistungsauftrag klar ist. Bei 
solchen Leistungen steht die Outputorientierung im Vordergrund. Eine 
Leistungsbestimmung über Leistungsstandards erlaubt es dem Auftragnehmer, die 
bestmögliche Leistungserstellungsmethode zu wählen und – wenn sinnvoll möglich - 
innovative Lösungen zu finden. Zur Bestimmung der Leistungsstandards eignen sich 
Ergebnisse von Benchmarking und Leistungsmessungssystemen. Es wird aber nicht immer 
möglich sein, genaue Standards zu setzen (z.B. bei komplexen Leistungen im Sozial- oder 
Gesundheitsbereich). Hier sollte prinzipiell überlegt werden, ob die Leistung überhaupt 
unter Wettbewerbsbedingungen ausgeschrieben werden soll und kann, bzw. ob 
Prozessstandards festgelegt werden sollten.74 
 
Neben den oben genannten Punkten sollten folgende weitere wichtige Kriterien und 
Fragestellungen im Kontrakt Berücksichtigung finden: 
 
 
(1) Qualitätsanforderungen: ist der Nachweis eines bestimmten Qualitätsmanagement- 
oder Qualitätssicherungssystems erwünscht/sinnvoll für die Leistungserstellung; 
(2) Begleitende Ergebniskontrollen und Inspektionen: ist es notwendig, neben der 
begleitenden Ergebniskontrolle durch die Verwaltung den Auftragnehmer auch noch 
regelmäßig zu inspizieren; Wie soll die Berichterstattung gestaltet sein; 
(3) Dauer des Kontraktes: Kontrakte, die einen hohen Kapitalaufwand erfordern, werden 
längerfristig angelegt werden müssen, damit sich die Kosten amortisieren. Bei zu 
langen Kontrakten entsteht jedoch die Gefahr, dass der Wettbewerbscharakter und 
somit Kostenvorteile verloren gehen bzw. die Technologie veraltert, etc.; 
(4) Zahlungsmodalitäten, die sich entweder an den Preisen des Auftragnehmers 
orientieren oder einen Zielpreis fixieren; Zahlungsmodalitäten sind auch wichtig im 
Zusammenhang mit 
(5) Vorkehrungen für Änderungen in der Leistungserstellung (und Bezahlung) während 
der Kontraktperiode; 
(6) Aufteilung eventueller Einsparungen zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber;75 
(7) Vorgehen bei Streitigkeiten und Konflikten bzw. bei vorzeitiger Beendigung des 
Kontraktes: werden bei Leistungsverzug Abzüge in der Bezahlung geltend gemacht 
oder erfolgt die verspätete Bezahlung des Kontraktnehmers, sobald die 
Leitungserfüllung wieder standardmäßig erfolgt; Wird bei groben Fehlleistungen ein 
neuer/weiterer Kontraktnehmer ausgewählt oder wird im schlimmsten Fall der 
Kontrakt frühzeitig gekündigt;76 
(8) Vorkehrungen bei Auslaufen der Kontraktperiode; 
                                                     
73  Kontrakte im Umfang von mehr als 1000 Seiten sind keine Seltenheit. Sie listen alle möglichen Details der 
Leistung und deren Erstellung auf, beschreiben aber nicht die eigentlich erwünschten Outputs oder Wirkungen. 
Dies kann ein Zeichen der Unerfahrenheit in der Bestimmung des Leistungsauftrages sein, jedoch auch auf die 
Komplexität der Leistung zurückzuführen sein. 
74  Vgl. Walsh (1995), S. 113 
75  Vgl. HM Treasury, Central Unit of Purchasing, No. 40 The Competitive Tendering Process, S. 3 
76  Vgl. Walsh (1995), S. 129; auch HM Treasury, S. 3 
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(9) Umgang mit vertraulichen Informationen; 
(10) Garantien und Versicherungen. 
 
3.3 Ausschreibung und Vorauswahl 
 
Ein Arbeitsplan für die Ausschreibung des Kontraktes sollte folgende Punkte 
berücksichtigen:77 
 
 Anzuwendende EU-Richtlinien, so der Kontrakt die entsprechende Größenordnung 
erreicht; 
 Marktstruktur und die Anzahl potenzieller Anbieter, die das Zustandekommen einer 
effektiven und fairen Wettbewerbssituation sichern: Zusammenarbeit mit 
Wirtschaftsverbänden, Handelskammern und sonstigen Repräsentanten der Wirtschaft; 
 Anzuwendende arbeitsrechtliche Bestimmungen; 
 Mögliche Ausschreibungen anderer Verwaltungseinheiten auf demselben Gebiet, die 
zur Marktüberflutung führen könnten; 
 Kommunikation der Ausschreibung in Handelsblättern, regionalen Zeitungen und 
offiziellen Journalen der EU. 
 
Eine erste Bewertung der potentiellen Anbieter ist nötig, um das Risiko späterer 
Fehlleistungen so gering wie möglich zu halten. Zwei Typen an Kriterien können die 
Vorauswahl der potentiellen Bewerber erleichtern und für die Bewerber selber Transparenz 
über das Auswahlverfahren schaffen:  
 
(1) technische und betriebswirtschaftliche Kriterien beziehen sich auf die 
ausgeschriebene Leistung, während  




ad (1) Technische und betriebswirtschaftliche Kriterien sollen möglichst überprüfen, 
inwieweit der potentielle Auftragnehmer in der Lage ist, die Leistung vorschriftsmäßig zu 
erfüllen. Technische Kriterien können z.B. sein: 
 
 finanzielle Situation und Stabilität des potenziellen Anbieters; 
 Erfahrung im entsprechenden Arbeitsfeld, Erfahrung im Umgang mit technischem 
Arbeitsgerät und Ausrüstung; 
 Auflistung von erfolgreich abgeschlossenen Projekten (Einhaltung des zeitlichen 
Rahmens, vorgegebener Budgets und Leistungsstandards); 
 Ressourcen: (Technische) Ausrüstung und Fähigkeiten der Mitarbeiter. 
 
 
ad (2) Politische Kriterien werden durch die (ideologischen) Schwerpunkte der lokalen 
Politik festgelegt. Diese Kriterien werden von potentiellen Wettbewerbern oft als 
wettbewerbsfeindlich angesehen. Das sind politische Kriterien jedoch erst dann, wenn sie 
nur von öffentlichen Organisationen (oder auch einzelnen privaten "Günstlingen") erfüllt 
werden können. Auf politische Kriterien sollte im Interesse der lokalen Politik und zum 
                                                     
77  HM Treasury, S. 5 
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Wohle der lokalen Bevölkerung und Arbeitnehmer nicht verzichtet werden. Politische 
Kriterien können sein: 
 
 Beschäftigung von Minderheiten und Frauen 
 Beschäftigungsschutz ehemals öffentlich Bediensteter durch den privaten 
Kontraktnehmer 
 Beibehalt bestehender Beschäftigungskonditionen (Bezahlung, Versicherungsschutz 
und Pensionsansprüche) durch den privaten Arbeitgeber 
 Einhaltung von Umweltstandards 
 
Eine Gewichtung der Kriterien kann die Prioritäten der Lokalverwaltung zum Ausdruck 
bringen. Das Vorgehen anhand eigener Kriterien war und ist es jedoch nicht allen 
Verwaltungen gestattet, je nachdem, wie die Ausschreibungsverfahren gesetzlich verankert 
werden.78 
 
3.4 Begleitende Ergebniskontrolle und abschließende Evaluation  
 
Während der Kontraktlaufzeit ist eine systematische, umfassende Ergebniskontrolle durch die 
Verwaltung unumgänglich. Am besten eignet sich dabei eine konkrete Ansprechperson, die 
sich mit allen Belangen des Kontraktnehmers auseinandersetzt.79 Am Ende der Kontrakt-
periode ist eine abschließende Evaluation wichtig, um nicht nur ein umfassendes Bild über die 
Performance des Kontraktnehmers zu erhalten, sondern auch, um Erfahrungen und Feedback 
von den Kunden und Leistungsnutzern zu bekommen, die Inhalt eines neu auszuschreibenden 
Kontrakts sein sollen. 
 
3.4.1 Begleitende Ergebniskontrolle und Management des Kontrakts 
 
Während der Kontraktlaufzeit obliegt es dem Auftraggeber, die Performance des 
Auftragnehmers anhand des im Kontrakt bestimmten Leistungsauftrages zu messen, 
unabhängig davon, ob der Auftragnehmer ein interner oder ein externer Anbieter ist. Zumeist 
überwiegen hierbei technische Standards. Im Falle des Verstoßes gegen vertragliche 
Bestimmungen kann es zu Preisabschlägen kommen, im Falle der Unmöglichkeit, den 
Kontrakt in der festgelegten Form einzuhalten, zu teuren Nachbesserungen. Die 
auftraggebende Körperschaft hat mehrere Möglichkeiten, die Leistung zu beobachten: 
 
(1) Direkte Inspektionen durch Mitarbeiter der Verwaltung 
(2) Leistungsindikatoren 
(3) Kundenzufriedenheitsmessungen oder Formen des Beschwerdewesens 






                                                     
78  Im Vereinigten Königreich durften z.B. keine anderen Kriterien als die zentralstaatlich vorgegebenen zur 
Anwendung kommen, wodurch das billigste Angebot das Hauptauswahlkriterium wurde. Zwischen der ersten und 
der zweiten Ausschreibungsrunde für die Leistungen unter den Lokalverwaltungsgesetzen von 1980 und 1988 fiel 
der Prozentsatz an den Kontrakten, die an Billigstbieter vergeben wurden, jedoch von 91% auf 85%. Vgl. DETR, 
Online in Internet URL: http://www.local.detr.gov.uk/research/blue2.htm (Stand: 28.03.2001) 
79  HM Treasury, S. 9 
80  Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, Competitive Tendering Guidelines, S. 29 
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3.4.2 Abschließende Evaluation  
 
Umfassende, kohärente Evaluierungsansätze sind als Schlüsselinstrument der 
ergebnisorientierten Verwaltung zu verstehen.81 Besonders die Leistungsausschreibung 
verlangt nach einem umfassenderen Ansatz als der ausschließlichen Beurteilung anhand 
technischer Prozesse. Innovative Ansätze berücksichtigen die Interessen aller relevanten 
Gruppen: jene der Verwaltung, der Politik und jene der Bürger und Leistungsnutzer. Die 
Überwindung der Dominanz von rein technischen Kriterien bedingt zumeist ein besseres 
Eingehen auf die Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung. Technische Standards sind oft 

















Abb.5 : Dreigliedriger Evaluationsansatz für Leistungsausschreibungen 
(Quelle: in Anlehnung an Wegener(1998), S. 200) 
 
 
In innovativen Lokalverwaltungen ist die Erhebung der Kundenzufriedenheit ein wichtiger 
Teil der Evaluation. Christchurch/Neuseeland ist einer der Vorreiter bei der Integration von 
technischen und politischen Standards und der Beurteilung durch die Leistungsnutzer (siehe 
Abb. 6). Bereits während der Laufzeit des Kontraktes wird auf das Beschwerdemanagement 
besonders geachtet. Beschwerden geben sowohl über Fehler des Auftragnehmers als auch 
über unpassend bestimmte Leistungskriterien Auskunft. Einfache Zufriedenheitsmessungen 
sind allerdings nicht ausreichend, um zu einem umfassenden Evaluationsergebnis zu 
kommen.82 Detaillierte Bürger- und Kundenbefragungen liefern auch für die schwer zu 
erreichenden Schichten der Bevölkerung repräsentative Daten. Fokusgruppen können 
irrelevante oder technisch zu komplexe Fragen vermeiden helfen und den Wünschen der 
Kunden expliziten Stellenwert einräumen. Anhand dieser Instrumente werden die Kunden so 
                                                     
81  Obwohl die umfassende Evaluation ein wichtiges Instrument der Bewertung und Beurteilung neuer 
Arbeitsmethoden in der Verwaltung wäre, bleibt sie ein isoliertes Instrument, da die daraus resultierenden 
Ergebnisse wenig Einbindung in die politisch-administrativen Prozesse finden und daher „zahnlos“ sind. Oft haben 
Evaluationsergebnisse nur symbolischen Wert, da sie nicht mit strategischen Zielen abgestimmt sind und die 
strategischen Ziele in den Politikfeldern folglich nicht unterstützen. Vgl. Wegener (1998), S. 191 
82  Die kategorialen Bewertungskriterien für eine Leistung zwischen den Polen "exzellent" und "schlecht" geben 
keinerlei Anhaltspunkt darüber, warum die Leistung als besonders gut oder schlecht angenommen wurde und 
können daher schon gar nicht zur Bestimmung verbesserter Standards zur Leistungsmessung herangezogen werden. 
In den meisten Fällen handelt es sich bei dieser Art von Umfragen auch nur um ein Vorzeigeinstrument der lokalen 
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frühzeitig eingebunden, dass ihre Meinung den administrativen Prozess noch beeinflussen 






















Abb. 6: Entwicklung von Qualitätsstandards im Leistungsausschreibungsprozess in Christchurch 




4. Spezifika von CCT: Rechtliche Grundlagen 
 
 
Die verpflichtende Leistungsausschreibung für die Lokalverwaltungen im Vereinigten 
Königreich war ein stark von zentralstaatlicher Ebene vorangetriebener Prozess, der die 
ideologischen Prioritäten der Jahre Thatcher reflektierte: Wettbewerb, Zurückdrängen der 
staatlichen Sphäre und staatlicher Einflussbereiche, Neugestaltung der Beziehungen zur 
Öffentlichkeit und Ermutigung des öffentlichen Sektors, betriebswirtschaftlich zu operieren.84  
 
Ende der 70er Jahre war der Eindruck entstanden, dass die lokale Selbstverwaltung den 
Anforderungen ihrer Umwelt nicht mehr voll gewachsen sei. Dies galt zunächst - aber nicht 
nur - für ihre finanzielle Leistungsfähigkeit. Allzu lang hatten unrealistische 
Wachstumserwartungen als Rechtfertigung für hohe, jährliche Neuverschuldung gedient, für 
die immer größere Beträge aus den zentralstaatlichen Mitteln aufgewendet werden mussten.  
                                                     
83  Das Beispiel der Straßenerhaltung - eine in hohem Maße auf technische Standards basierende Leistung - zeigt, dass 
auch hier die frühzeitige Einbindung der Bürger dazu führt, traditionelle Ansätze zu optimieren. In Christchurch 
haben Einsparungen zu teilweise sehr schlechten Straßenzuständen geführt. In einer Umfrage wurden Bürger 
aufgefordert, die Qualität der Straßen zu bewerten und jene zu nennen, die Priorität bei der Instandsetzung haben 
sollten. Zusätzlich wurden Infrastrukturbetriebe (Telekommunikation, Wasserwerk, Stromversorger) in den 
Planungsprozess eingebunden, um eine Duplikation der Arbeit zu verhindern. Diese Planungsoptimierung führte zu 
signifikanten Einsparungen, auch aufgrund verminderter Straßenreparaturen im Stadtgebiet. Die Kundenbefragung 
wiederum wurde durch Fokus-Gruppen (Fußgänger, Taxis, örtliches Transportwesen, Kommunalverkehrsbetriebe, 
etc.) ergänzt und führte zur Optimierung der Instandhaltung in Bezug auf die Wünsche der Bürger, ohne jedoch die 
Kosten für Instandhaltung zu erhöhen. Vgl. Wegener (1998), S. 198 
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Die verpflichtende Leistungsausschreibung war daher vor allem mit dem Interesse an der 
Verbesserung der Effizienz interner Leistungserstellungsabteilungen begründet worden.85 
Manche Autoren stellen die Frage, inwieweit nicht generell nur die Effizienzverbesserung der 
lokalen Verwaltungen angestrebt worden war, ohne eigentliches größeres Interesse am 
Wettbewerb mit privater Beteiligung (der somit nur als Mittel zum Zweck diente).86 
 
Die Einführung und Ausdehnung der verpflichtenden Leistungsausschreibung erfolgten in 
drei Phasen (siehe Abb. 7). Im Unterschied zur Leistungsausschreibung in anderen OECD-
Ländern war das britische Verfahren stark reguliert.87 Da nur sehr wenige Lokalverwaltungen 
von der konservativen Partei dominiert wurden und die Sozialisten der Idee der 
verpflichtenden Leistungsausschreibung eher kritisch bis reserviert gegenüberstanden, wollte 
man widerspenstige Verwaltungen anhand genauer Spielregeln bändigen.88 Den 
Verwaltungen selber dürfte es jedoch weniger darum gegangen sein, explizit Wettbewerb mit 
der Privatwirtschaft zu vermeiden, sondern vielmehr ihre internen Abteilungen zu schützen. 


















Abb. 7.: Drei Phasen der Einführung der verpflichtenden Leistungsausschreibung 
 
4.1 Lokalverwaltungs- und Raumplanungsgesetz 1980 
 
Die erste gesetzliche Verpflichtung zu obligatorischen Ausschreibungsverfahren für 
bestimmte Aufgaben der lokalen Verwaltungen wurde mit dem Lokalverwaltungs- und 
Raumplanungsgesetz aus dem Jahr 1980 (Local Government, Planing and Land Act 1980) 
geschaffen. CCT wurde für die Bereiche Bauwesen, Gebäudewartung und Straßenbau 
                                                     
85 Walsh, 1991, u. A., in: Steane/Walker, S. 253 
86 So z.B. Snape/Fenwick, S. 9 
87  Vgl. Wegener, S. 191 
88  In der ersten Phase von CCT im Jahre 1988 wurden 87 Distrikte von Labour regiert, 118 von einer konservativen 
Mehrheit und in den restlichen 119 verfügte keine Partei über eine politische Mehrheit. Vgl. Bivand/Szymanski, S. 
213 
89  Vgl. Karwat, S. 159; MP Hilary Armstrong, ehemalige Staatssekretärin für die lokalen Körperschaften, stellte 
gegenüber CCT fest: “Die besten und intelligentesten in der lokalen Verwaltung waren mit der Unterminierung und 
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Phasen der verpflichtenden Leistungsausschreibung
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eingeführt. Diese Bereiche, die nicht zu den zentralen Bereichen der Lokalverwaltung 
gehören, dienten als gutes Experimentierfeld.90  
 
Die Ausschreibung der entsprechenden Leistungen musste zunächst in geeigneten 
öffentlichen Medien (mindestens einer nationalen und einer lokalen Zeitung) bekannt 
gemacht werden. Für umfassende Bereiche erfolgte die Ausschreibung europaweit. 
Interessierte Unternehmen bekamen in weiterer Folge einen Fragebogen zugeschickt, um 
Angaben über die Betriebsgröße, bisherige Tätigkeiten, ihren jährlichen Umsatz und weitere 
betriebswirtschaftliche Aspekte zu machen. Nach der Überprüfung der Angaben lud die 
Verwaltung die geeignet erscheinenden Bewerber zur Angebotslegung ein.91 
 
Wo ein signifikantes Risiko bei der Vergabe eines Kontrakts an einen Privaten bestand, hatte 
die zentralstaatliche Regierung die Hinterlegung von Aktien oder Bankgarantien des 
Unternehmens bei der betreffenden lokalen Verwaltung angeordnet.92 Die zu 
berücksichtigenden Faktoren hinsichtlich der Risikoeinschätzung eines Kontraktnehmers 
waren: 
 
(1) Finanzielle Situation des Unternehmens, mögliche Garantie durch eine 
Mutterorganisation, Kontraktvolumen im Vergleich zum Umsatz des Unternehmens 
(2) Zusatzkosten, die bei der Insolvenz oder Unfähigkeit zur Leistungserfüllung anfallen 
würden 
(3) Kontraktlänge: längere Kontrakte mögen hinsichtlich der finanziellen Situation einer 
Organisation ein größeres Risiko darstellen als kürzere 
(4) Technische Schwierigkeiten, die auftreten können, wenn z.B. neue Arbeitsmethoden 
eingeführt oder erlernt werden müssen 
(5) Erfahrung mit anderen Kontrakten: wo Kontraktbestimmungen schon in früheren 
Perioden nicht eingehalten werden konnten, sollte besondere Vorsicht gelten93 
 
Verwaltungen, die interne Abteilungen zur Leistungserstellung94 für ausschreibungspflichtige 
Aufgabengebiete unterhielten, mussten ab sofort zuerst eine Ausschreibung gewinnen, um die 
bisherige Arbeit fortsetzen zu können. Hand in Hand ging die Einführung eines eigenen 
Rechnungssystems für jeden der gewonnenen Kontrakte. Quersubventionen waren somit 
verboten.95 Interne Abteilungen sollten realistische Kostenvoranschläge einreichen, um mit 
privaten Anbietern gleichgestellt zu sein.96 Ebenso legte der Minister fest, dass für den 
Bereich der Gebäudereinigung der Break-Even erreicht werden musste, während für alle 
anderen Bereiche Überschüsse zu erwirtschaften waren, die der Größenordnung einer 
kalkulatorischen Kapitalverzinsung von mindestens 5% entsprechen mussten.97 
 
                                                     
90  Vgl. Walsh (1996), S. 59 
91  Zumindest drei Bewerber mussten eingeladen werden, unter denen der am besten geeignete Bewerber ausgesucht 
wurde. 
92  Selbst im Falle eines Ausschreibungsverfahrens, an dem sich ein riskanter potentieller Auftragnehmer beworben 
hatte, verlangte die zentralstaatliche Regierung das Abwägen von potentiell besseren Wettbewerbsbedingungen und 
finanzieller Risikosituation. Der Anbieter sollte nicht prinzipiell ausgeschlossen werden, weder aus dem 
Wettbewerbsverfahren, noch von der möglichen Zuteilung des Kontrakts. Vgl. Walsh (1995), S. 127 
93 DETR 1999, Online in Internet URL: http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/cct/performancebonds.htm 
(Stand: 27.02.01) 
94  Direct Labour Organisations (DLOs) oder Direct Service Organisations (DSOs) sind mit der verpflichtenden 
Leistungsausschreibung eingeführte Leistungserstellungsorganisationen einer lokalen Verwaltung, die alle 
anfallenden Leistungsaufträge im Zuge der gewonnen Kontrakte erfüllten. 
95  Vgl. Walsh (1995), S. 120 
96 DETR 1999, Online in Internet URL: http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/cct/introduction.htm (Stand: 
27.02.01) 
97 Vgl. Walsh (1996), S. 60 und Pinch/Patterson, S. 269 
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Bis zum Ende der 80er Jahre gab es wenige gesetzliche Änderungen oder Entwicklungen im 
Bereich der verpflichtenden Leistungsausschreibung. Vereinzelt betrieben lokale Behörden 
freiwillige Leistungsausschreibungen, generell hatten diese aber wenig Einfluss auf den 
Leistungserstellungsprozess. Später wurde die freiwillige Leistungsausschreibung 
interessanter, da die dieserart erzielten Bonuspunkte gegen eine verpflichtende Ausschreibung 
gutgeschrieben werden konnten. 98  
 
4.2 Lokalverwaltungsgesetz 1988 
 
Die wichtigste Ausdehnung des Wettbewerbs erfolgte nach den Wahlen von 1987 mit dem 
Lokalverwaltungsgesetz 1988 (Local Government Act 1988), das CCT auf weitere lokale 
Leistungen, nämlich Müllabfuhr (nicht aber Lagerung und Verwertung von Müll), 
Gebäudereinigung, Straßenreinigung, Schulausspeisung, Sport- und Freizeitwesen, 
Fuhrparkwartung und Pflege öffentlicher (Grün-)Anlagen ausdehnte. Die Länge der 
Kontraktverhältnisse wurde zwischen 4 und 10 Jahren festgelegt.  
 
Leistungen mussten ab einem Ausgabenvolumen von über 100.000 Pfund (heute rund 
144.000 Euro) ausgeschrieben werden.99 Die Ausschreibung der Leistungen einer Abteilung 
erfolgte in mehreren Phasen. So musste z.B. jede lokale Verwaltung bis 1990 Leistungen im 
Umfang von mindestens 20% ihres Ausgabenvolumens ausgeschrieben haben, und weitere 
20% bis 1994 bzw. 1995, je nach Kontraktlänge.100 Insgesamt fielen Leistungen im Umfang 
von rund 5 Milliarden Pfund unter die Leistungsausschreibungspflicht.101 
 
Unterschiede zum Lokalverwaltungsgesetz von 1980 
Das Gesetz von 1988 war enger gefasst als jenes von 1980 und beinhaltete ab sofort das 
verpflichtende Element, den günstigsten Bieter heranzuziehen. Das Gesetz enthielt außerdem 
detaillierte Angaben zum Ausschreibungs- und Wettbewerbsprozess. Der für die lokalen 
Angelegenheiten zuständige Minister erhielt die Kompetenzen einzuschreiten, wenn eine 
lokale Verwaltung im Ausschreibungsverfahren bewusst wettbewerbsfeindlich agierte oder 
eine interne Abteilung die vorgeschriebene kalkulatorische Verzinsung nicht erwirtschaften 
konnte. In groben Fällen des Verstoßes konnte der Minister eine neue Ausschreibung 
durchführen lassen, wodurch eine interne Abteilung den Auftrag u.U. an einen externen 
Kontraktnehmer verlor. 102  
 
Der Minister konnte bestimmte politische Kriterien bei der Vorauswahl der Bewerber103 aus 
den Kontraktverhandlungen ausschließen und diese Aspekte durften somit auch nicht Inhalt 
von Kontraktverhandlungen sein.104 Zudem konnte der Minister die ausschreibungspflichtige 
Leistungspalette ohne weitere gesetzliche Bestimmung ausdehnen. Internen Abteilungen war 
                                                     
98  Vgl. Pinch/Patterson, S. 268 
99 Vgl. DETR, Online in Internet URL: http://www.local.detr.gov.uk/research/psview.htm, (Stand: 28.03.01) 
100 Vgl. Researching Public Services, Online in Internet URL: http://www2.unl.ac.auk/lxfzrosea/bath.htm (Stand: 
28.06.01) 
101 Vgl. Bishop, Online in Internet URL: http://www.usyd.edu.au/su/ctcr/issue07/britain.html (Stand: 28.06.01) 
102  Vgl. Walker, S. 537 
103  Z.B die Höhe der vom Auftragnehmer zu bezahlenden Löhne, Beschäftigungskonditionen, aber auch heiklere 
Aspekte, wie Fragen über mögliche Geschäftspartner oder die Anerkennung der lokalen Gewerkschaften und die 
Akzeptanz der von diesen verhandelten Tariflöhnen. Vgl. Pich/Patterson, S. 269 
104 Im Local Government Act 1988 werden unter Paragraph 17 gewisse Arbeitnehmer-Aspekte als "non-commerical" 
definiert und aus dem Kontraktinhalt ausgeschlossen. Diese verschärfte Regelung konnten sich die meisten lokalen 
Körperschaften aber selber zuschreiben: einige CCT ablehnende Verwaltungen hatten nämlich versucht, private 
Konkurrenz auszuschalten, indem sie in den Kontrakten z.B. die Anerkennung der lokalen Gewerkschaften 
forderten. So wurde der Wettbewerb unterlaufen und die Regelungen von CCT aufgeweicht - ein Schuss, der für 
die lokalen Körperschaften eindeutig nach hinten ging. Vgl. Cirell/Bennett; Online in Internet URL: 
http://www.cipfa.org.uk/publicfinance/features_details.ihtml?news_id=8558 (Stand: 02.07.01) 
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es ab sofort auch nicht mehr gestattet, in anderen Landkreisen mitzubieten.105 Diese Regelung 
führte zu Wettbewerbsverzerrungen zu Ungunsten der Lokalverwaltungen.106 Trotz dieser 
scharfen Regulierungen errechnete das Local Government Management Board (LGMB) für 
die Leistungen unter der Gesetzgebung aus dem Jahre 1988, dass 56,6% der Aufträge von den 
internen Abteilungen gewonnen werden konnten, die 1997 71% der geschätzten jährlich 
ausgeschriebenen 2,4 Millionen Pfund ausmachten.107  
 
4.3 Lokalverwaltungsgesetz 1992 
 
Die zweite große Ausdehnung unter dem Lokalverwaltungsgesetz von 1992 umfasste 
schließlich die meisten Bereiche der internen Verwaltung (White Collar Work), wie 
Rechtsdienste und Vermögensverwaltung, und das umfangreiche lokale Wohnungswesen, die 
beide ab 1994 unter die Ausschreibungspflicht fielen, sowie Informatikdienste, 
Personalverwaltung und Finanzdienste, die seit 1995 auszuschreiben waren.108 
Die Ausschreibung der internen Verwaltungsdienste schuf größere organisatorische Probleme. 
Erstens wurden die Vernetzungen zwischen den einzelnen Kontrakten schwieriger zu 
überblicken, die Kontrakte überlappten sich zudem viel stärker. Zusätzlich waren auch mehr 
Einzelinteressen im Ausschreibungsprozess involviert (z.B. die Mieter des lokalen 
Wohnungswesens).  
 
Bei den neu hinzugekommenen Aufgaben erwies es sich als besonders schwierig, zwischen 
Auftraggeber und –nehmer-Funktionen zu unterscheiden, da sie oft mehrere Abteilungen 
gleichzeitig miteinschlossen,109 oder eng mit den strategischen und programmkonzipierenden 
Aufgaben der Verwaltung verbunden waren.110 Auch überlappen sich viele zentrale Dienste, 
z.B. Informatikdienste mit Finanzdiensten.111 Zudem erwies es sich als unzweckmäßig, 
strategische Dienste auszuschreiben. Aus diesen Gründen wurde auf die genaue Bestimmung 
der auszuschreibenden Tätigkeit oder Leistung verzichtet und stattdessen wurden Prozentsätze 
für jeden der Leistungsbereiche fixiert (z.B. Ausschreibung von Leistungen der 
Rechtsabteilung im Umfang von 20% der gesamten Ausgaben der Rechtsabteilung). Die 
lokalen Verwaltungen konnten darauf hin selbst bestimmen, welche Leistungen der Abteilung 






                                                     
105 Bivand/Szymanski, S. 205 
106  Bevor sogenanntes Cross Boundary Tendering 1992 verboten wurde, war es zwar nicht von großer Bedeutung 
gewesen, einige Lokalverwaltungen erachteten es aber als lohnendes Unterfangen. Andere wiederum regelten in 
inoffiziellen Absprachen, nicht um die Kontrakte einer anderen (benachbarten) Lokalverwaltung zu konkurrieren, 
um nicht außerhalb der eigenen Grenzen die Arbeitsplätze der dortigen Mitarbeiter zu gefährden. Vgl. 
Shaw/Fenwick/Foreman, S. 207 
107  LGMB, 1997, in Pinch/Patterson, S. 269; Auf nationaler Ebene war in der Zeit von 1991 bis 1997 jedoch auch ein 
Anstieg der privaten Anbieter als Gewinner im Ausschreibungsverfahren zu verzeichnen, die schrittweise auch 
größere Ausschreibungssummen für sich entscheiden konnten. Vgl. Pinch/Patterson, S. 269 
108 Vgl. Pinch/Patterson, S. 268 
109  So haben z.B. Finanzabteilungen üblicherweise zwei Hauptaufgaben: Aufgaben der klassischen 
Querschnittsmaterie (Hilfsdienste und gesamtbehördliche Funktionen) und Einhebung der lokalen Steuern; für die 
Erfüllung dieser Aufgaben ist sowohl Personal mit direktem Kundenkontakt notwendig, als auch Personal im 
strategischen Management. Vgl. Wilson, S. 543 
110  Vgl. DETR, Online in Internet URL: http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/cct/newchurch.htm (Stand: 
27.02.01) 
111  Vgl. Walsh (1995), S. 13 
112  Vgl. Walker, S. 543 
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Ausschreibungspflichtige Leistungsvolumina 
Personalverwaltung:      30% 
Finanzdienste:       35% 
Rechtsdienstleistungen:     45% 
Vermögens- und Gebäudeverwaltung:  65% 
Informatikdienste:      70% 
Wohnungswesen:      95%113 
 
Tabelle 4: Ausschreibungspflichtige Leistungsvolumina der Kernverwaltung und des Wohnungswesens 
 
Durch die zusätzliche freiwillige Ausschreibung von Teilaspekten der Querschnittsmaterien 
vor der gesetzlichen Ausweitung (hauptsächlich Informatik- und Finanzdienste) konnten 
großteils genügend Bonuspunkte gesammelt werden, die gegen das auszuschreibende 
Volumen aufgerechnet werden konnten, sodass oft gar keine Ausschreibungspflicht mehr 
entstand.114 Zudem konnten erbrachte Leistungen teilweise so angerechnet werden, als wenn 
sie unter Wettbewerbsbedingungen ausgeschrieben worden wären - etwa Leistungen, die an 
Schulen mit dezentralen Budgets abgegeben wurden (die also die Leistung bei ihrer 
betreffenden Lokalverwaltung „in Auftrag“ gaben), ebenso wie Leistungen, die für Bereiche 
erstellt wurden, die zuvor selber ausgeschrieben worden waren.115 Aufgabenbereiche, deren 
Ausgaben unter einem gewissen finanziellen Schwellenwert lagen (von der Leistung abhängig 
zwischen 300.000 und 450.000 Pfund) fielen in den de minims-Bereich und wurden von der 
Ausschreibungspflicht ausgenommen.116 Gleichzeitig stieg die Bedeutung der 
Leistungsauslagerung (Contracting Out), um so den rigiden gesetzlichen Bestimmungen zu 
entgehen.117 
 
Die Rahmenbedingungen für die Leistungsausschreibung der zentralen Dienste waren den 
früheren Regulierungen ähnlich. Vor dem Ausschreibungsverfahren mussten die zentralen 
Abteilungen eine Kalkulation über die Menge der für andere Abteilungen erbrachten 
Dienstleistungen erstellen. Diese Berechnung diente als Basis für den auszuschreibenden 
Leistungsumfang. Sollte eine Verwaltung selber den Kontrakt gewinnen, musste sie eigene 
Rechnungskreise für jeden Kontrakt einrichten und pro Jahr einen Überschuss erwirtschaften, 
der einer kalkulatorischen Kapitalverzinsung von 6% entsprach.118  
 
Die Einführung der Leistungsausschreibung für zentrale Dienste war hauptsächlich auf die 
Bezirke Londons und die städtischen Distrikte119 beschränkt, da parallel zur zweiten Phase der 
Ausweitung von CCT die Umstrukturierung einzelner Verwaltungen in Unitary Authorities120 
stattfand und deshalb viele Implementierungspläne verschoben wurden.  
                                                     
113  Vgl. DETR, Online in Internet URL: http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/cct/newchurch.htm (Stand: 
27.02.01) 
114  Vgl. Seal, S. 316; Die freiwillige Leistungsausschreibung verlief außerdem erfolgreicher und unter größerer 
Beteiligung des privaten Sektors als die verpflichtende. Die Gründe dafür liegen bei der positiveren Einstellung 
gegenüber der Leistungsausschreibung und der größeren Flexibilität bei der Auswahl des Auftragnehmers. Dieses 
Klima hat sich auch für die privaten Bieter als positiv herausgestellt, da sie nicht schon prinzipiell durch eine 
mögliche feindliche Einstellung gegenüber externen Auftragnehmern von der Angebotslegung abgehalten 
wurden.114 
115  Vgl. Walsh (1995), S. 11 
116  Vgl. Walsh (1995), S. 11 
117  Wenn Lokalverwaltungen sich für eine komplette Auslagerung einer Leistung entscheiden konnten, wurde ihnen 
von der zentralstaatlichen Verwaltung größere Freiheit in der Auswahl des geeigneten Anbieters zugestanden. Vgl. 
Walsh (1995), S. 121 
118  Vgl. Walsh (1995), S. 12 
119  Diese leisteten allerdings heftigen Widerstand gegen die Ausschreibung interner Leistungen. Vgl. Seal, S. 311 
120  Die Lokalverwaltung des Vereinigten Königreichs ist prinzipiell zweispurig (Counties mit einer Anzahl 
dazugehöriger Distrikte; Die Leistungsbereiche sind zwischen den beiden Ebenen aufgeteilt). Im Zuge der 
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Mit dem Rundbrief 5/96 wurden die Verwaltungen infolge der Probleme des privaten Sektors, 
Kontrakte zu gewinnen, verpflichtet, Private bei der Erstellung und Bestimmung von 




5. Auswirkungen auf die Organisationsstruktur 
 
Die Einführung der verpflichtenden Leistungsausschreibung brachte substantielle Änderungen 
in der inneren Organisationsstruktur der Lokalverwaltungen mit sich. Unter dem Punkt 5.1. 
wird die Entwicklung des internen Marktes mit der Aufteilung der Auftraggeber und 
Auftragnehmer-Funktion erläutert. 
 
5.1 Interner Markt 
 
Generell wird der interne Markt als eine Möglichkeit gesehen, Wettbewerbsmechanismen in 
Bereichen einzuführen, die aus politischen oder praktischen Gründen für Privatisierungen 
ungeeignet erscheinen. Der interne Markt ist daher im Vereinigten Königreich bei den 
Reformen jener Aufgabenbereiche, die in der Hand des öffentlichen Sektors bleiben, fixer 
Bestandteil. Die Trennung von Auftraggeber und –nehmer gilt als ein Versuch, den von 
Public Choice aufgezeigten Problemen entgegenzutreten. Durch die größere Transparenz 
zwischen den Verantwortungsbereichen von Auftraggeber und –nehmer können durch den 
internen Markt in ehemals hierarchischen Strukturen größeres Kostenbewusstsein, Effizienz- 
und Wettbewerbsgedanken integriert werden.122  
 
Enthoven nennt folgende Faktoren, die wichtig für den erfolgreichen internen Markt sind:123 
 
− Anreize, kosteneffektive Entscheidungen zu treffen; 
− Manager, die mit den Bedingungen des internen Marktes aufgrund einer speziellen 
Ausbildung zurecht kommen; 
− Eine entsprechende Verwaltungskultur, die die Mitarbeiter als Käufer und Verkäufer 
von Leistungen versteht; 
− Präzise Kostenerfassungssysteme und Informationssysteme, die Wege der 
Effizienzverbesserung aufzeigen können; 
− Freiheit von konfligierenden Interessen. 
                                                                                                                                                                     
Gebietsumstrukturierungen wurden Mitte der 90er Jahre jedoch vor allem größere Stadtgebiete in eine einheitliche 
Verwaltungsstruktur umgeleitet. Diese sogenannten „unitaries“ erfüllen alle lokalen öffentlichen Leistungen selber.  
Die Implementierungszeitpläne für das Ausschreibungsgesetz von 1992 wurden in diesen englischen lokalen 
Körperschaften nach hinten revidiert, während ganz Wales und Schottland generell mit der Ausschreibung dieser 
Leistungen aussetzte. Vgl. Pinch/Patterson, S. 268 
121 DETR, http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/cct/introduction.htm (Stand: 27.02.01). Viele 
Lokalverwaltungen hatten über die Bestimmung des Leistungsauftrages Wettbewerbshemmnisse für den privaten 
Sektor eingebaut, indem sie entweder völlig unattraktive und viel zu große Leistungspakete schnürten (z.B. die 
Kombination mehrerer Reinigungsaufträge im Landkreis) oder aber die Spezifizierung der zu erbringenden 
Leistung so kompliziert und umfangreich wie möglich gestalteten. Vgl. Shaw/Fenwick/Foreman, S. 206. Private 
Kontraktnehmer stellten sich im Bereich der Gebäudereinigung als besonders erfolgreich heraus, wobei es aber - 
wie überall - zu bedeutenden regionalen Unterschieden kam. Generell ist ein Süd-Nord-Gefälle feststellbar, wobei 
private Anbieter im Großraum London und im Süden Englands am besten abschnitten. Eine kleine Anzahl großer 
Unternehmen, die zu mulinationalen Holdings gehören, dominierten die Beteiligung des privaten Sektors, was 
teilweise aufgrund der anfänglich zu groß geschnürten Leistungsaufträge erklärbar ist. Das regionale Gefälle ist 
darauf zurückzuführen, dass viele Firmen im Großraum London beheimatet sind und die Betätigung im Rest des 
Landes großteils von logistischen Möglichkeiten abhängig ist. Vgl. Pinch/Patterson, S. 270 
122  Vgl. Walsh (1995), S. 138 
123  Vgl. Enthoven in Walsh (1995), S. 162f 
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Mit der Einführung der verpflichtenden Leistungsausschreibung in den Lokalverwaltungen 
vollzog sich mehr oder weniger automatisch die Entwicklung eines internen Marktes. Die 
internen Leistungsersteller mussten für jeden gewonnenen Kontrakt eigene Rechnungskreise 
einführen, um Quersubventionen zu vermeiden und Verzerrungen zwischen tatsächlichen 
Kosten und Preisen der Leistungen zu verhindern. Auch dort, wo (zu Beginn noch) keine 
Ausschreibungspflicht bestand, entwickelte sich der interne Markt, weil jenen Abteilungen, 
die unter der Ausschreibungspflicht standen, klare Kosten für bezogene Leistungen 
angegeben werden mussten, um deren Wettbewerbschancen zu erhöhen.124 Ergebnis dieser 
Entwicklung waren sogenannte Service Level Agreements. Diese Vereinbarungen sind Quasi-
Kontrakte für die Bereitstellung von internen Leistungen und Nebendiensten innerhalb der 
Organisation, die üblicherweise eine Bestimmung der erbrachten Leistung nach Menge und 
Standards sowie ihre Kosten beinhalten. Die Preise beziehen sich entweder auf Einheiten der 
Leistung, auf Abrechnungen von Tages- oder Stundensätzen oder werden mittels Pauschalen 
errechnet.125 
 
Der interne Markt, aber auch die verpflichtende Leistungsausschreibung führten zur Trennung 
der Auftraggeber und –nehmer-Funktionen, die die Kernverwaltung von den operationalen 
Einheiten unterscheidet. Drei Rollen fallen dabei auseinander: 
 
(1) Auftraggeber (Client oder Client-Agent): zuständig für die Gewährleistung der 
Leistungserstellung und für die Bestimmung des auszuschreibenden 
Leistungsauftrages; Der Auftraggeber muss nicht gleichzeitig der Endnutzer sein. Der 
Auftraggeber (jeder Verwaltungsbedienstete oder jene Abteilung, die die Leistung für 
die Endnutzer kauft) wird im Zusammenhang mit der britischen Lokalverwaltung als 
Client-Agent bezeichnet. Er wird für die Endverbraucher (Klienten), die auch 
Institutionen sein können (z.B. lokale Schulen oder andere Verwaltungsabteilungen), 
tätig. Manchmal sind Klienten und Klienten-Agenten auch ein und dieselbe Einheit.126 
(2) Auftragnehmer (Contractor): zuständig für die Erbringung einer Leistung; Interne 
Auftragnehmer werden als direkte Leistungserstellungsorganisationen (Direct Service 
Organisations, DSO) bezeichnet. 
(3) Kernmanagement (Core Management): zuständig für die zentrale Planung und 
Politik-Koordination quer durch die Abteilungen, begleitende Ergebniskontrolle und 
Evaluationsprozesse miteinschließend.127 
 
Bei der Spaltung von Auftraggeber- und nehmer-Funktionen kann zwischen einer scharfen 
Trennung (Hard Split) und einer unscharfen Trennung (Soft Split) unterschieden werden: 
 
(1) Bei der scharfen Trennung sind Auftraggeber und -nehmer sowohl organisatorisch als 
auch finanziell separiert. Eine eigene Auftragnehmer-Abteilung erfüllt alle gewonnenen 
                                                     
124  Vgl. Walsh (1995), S. 153f 
125  Vgl. Walsh (1995), S. 154f 
126  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 65; In einer untersuchten Verwaltung war z.B. eine Abteilung für Bauwesen und 
–planung gleichzeitig ein Klient für die Grünanlagenpflege und ein Klienten-Agent für die Fuhrparkwartung. Sie 
gab somit diese Leistungen für sich selbst und auch noch für andere Klienten in Auftrag. Bei der Beziehung 
zwischen Auftraggeber und Endverbraucher gibt es generell leistungsabhängige Variationen. So gibt es z.B. für die 
Abfallbeseitigung einen institutionalisierten Auftraggeber, der für die gesamte lokale Bevölkerung tätig wird, 
während bei der Gebäudereinigung mehrere hundert Endverbraucher (lokale Schulen, Bibliotheken usw.) auftreten 
können, die zum Auftraggeber ganz unterschiedliche Beziehungen haben können. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 
105 
127 Vgl. Fenwick/Shaw/Foreman, S. 5 
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Aufträge der Behörde und die Auftraggeber der anderen Abteilungen arbeiten mit der 
Auftragnehmer-Abteilung wie mit einem privaten Anbieter. 128 
 
(2) Bei der unscharfen Trennung bleiben Auftraggeber und -nehmer innerhalb einer 
Abteilung zwar nicht finanziell, organisatorisch jedoch örtlich verbunden (z.B. 
verbleiben sowohl der Auftraggeber, als auch der Auftragnehmer im Bereich 
Schulreinigung in der Abteilung für Bildung). Dies hat den Vorteil engerer 
Kooperation, obwohl die Abteilungsleiter sowohl als Auftraggeber wie auch 
Auftragnehmer auftreten müssen.129 Dies hat wiederum den Vorteil, dass gemeinsame 
Zielvorstellungen nicht so leicht auseinander fallen und Konflikte leichter gelöst werden 
können.130 
 
5.1.1 Organisation der Auftraggeber-Funktionen 
 
Die Aufgaben des Auftraggebers oder Käufers sind die Planung der Ausschreibung, die 
Bestimmung des auszuschreibenden Leistungsauftrages, die begleitende Ergebniskontrolle 
und die nachträgliche Evaluation der ausgeschriebenen Leistung. Darunter fallen die 
Ausschreibung der Leistung, das Ausschreibungs- und Auswahlverfahren sowie das Kontrakt-
Design.131 
 
Walsh spricht von drei Ansätzen der Auftraggeber-Funktion: 
 
(1) Verteilter Ansatz, bei dem jede Abteilung oder Einheit als eigener Auftraggeber 
agiert; 
(2) Führender Client-Agent, oder Lead Client-Agent, bei dem eine Abteilung, 
normalerweise der hauptsächliche Leistungsnutzer oder Klient, auch für andere 
Abteilungen und kleinere Nutzer einer Leistung als Auftraggeber auftritt; 
(3) Integrierter Client-Agent Ansatz, bei dem ein einziger Auftraggeber für (fast) alle 
Abteilungen fungiert.132 
 
Für das Vereinigte Königreich deutet vieles drauf hin, dass sich der integrierte Ansatz als 
dominant herausstellte,133 was neben gewissen Vereinfachungen aber auch zu 
Schwierigkeiten führte, wenn der Auftraggeber eines Bereiches als Auftragnehmer in anderen 
Bereichen agierte. Generell war die organisatorische Restrukturierung in Auftraggeber und –
nehmer jedoch – im Gegensatz zu den Bestimmungen über fairen Wettbewerb und interner 
Leistungserstellung – gesetzlich nicht geregelt und daher im Ermessensspielraum jeder 
einzelnen Lokalverwaltung. Die resultierenden Ansätze wiesen daher erhebliche Unterschiede 
auf.134 
 
CCT veränderte das Personalmanagement auf der Auftraggeber-Seite nachhaltig. Manager der 
Auftraggeber-Seite hatten nach der Einführung der Leistungsausschreibung eine bedeutend 
geringere Anzahl an Mitarbeitern zu führen als davor. Frühere Mitarbeiter, die mit der 
                                                     
128 Diverse Studien haben ergeben, dass ein Hard-Split zu konfliktreichen und antagonistischen Beziehungen führte. 
Verwaltungen hatten aufgrund unterschiedlicher Motivationen immense Probleme, gemeinsame Zielvorstellungen 
zu formulieren, zu implementieren und aufrechtzuerhalten. Die Beziehungen der Mitarbeiter untereinander, vor 
allem die gemeinsame Identität und ein „Wir-Gefühl“, wurden gestört. Vgl. Connoley, Online in Internet URL: 
http://www.mngt.waikato.ac.nz/depts/sml/airaanz/conference/necastle2000/Vol2/connoley.pdf (Stand: 05.06.01) 
129 Researching Public Services, Online in Internet URL:http://www2.unl.ac.uk/lxfzrosea/bath.htm (Stand: 28.06.01) 
130 Vgl. Darwin/Duberley/Johnson, S. 48 
131 Vgl. Walsh, in Almquist, S. 692 
132 Vgl. Walsh (1996), S. 64, auch Walsh/Deakin/Smith et al, S. 65 
133 Vgl. Walsh, in Fenwick/Shaw/Foreman, S. 6f 
134 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 161 
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Leistungserstellung beschäftigt waren, waren entweder Teil der Auftragnehmer-Seite 
geworden, wurden von einem externen Leistungsersteller übernommen oder hatten ihren 
Arbeitsplatz durch CCT verloren. Dafür waren die Manager der Auftraggeber-Seite nun für 
Budgetplanung und Ressourceneinteilung verantwortlich. Die Notwendigkeit der Änderung 
des Rollenverständnisses sowie der Führungsqualifikationen der Manager auf der 
Auftraggeber-Seite war evident, in der Praxis jedoch problematisch zu bewerkstelligen.  
Generell reflektierte die Ausformung des Auftraggeber-Ansatzes: 
 
− Die Einstellung der Verwaltungen gegenüber Wettbewerb und Kontraktmanagement 
(zwischen den Ausprägungen: pragmatische Restrukturierungen – auf ideologischen 
Argumenten basierende Ablehnung - Befürwortung der Leistungsausschreibung); 
− Das Ausmaß des (von der Lokalverwaltung zugelassenen) Wettbewerbs (Extremfälle: 
alle Leistungen werden an externe Auftragnehmer vergeben oder alle Leistungen 
werden von internen Abteilungen erstellt); 
− Die Einstellung der Verwaltung bezüglich der Operationalisierung des 
Kontraktmanagements (dezentral auf die Abteilungen verteilt oder zentrale Bündelung 
in einer einzigen Vergabestelle).135 
 
5.1.2 Organisation der internen Auftragnehmer-Funktionen 
 
Die Bedingung, in einem Ausschreibungsverfahren mit externen Anbietern konkurrieren zu 
müssen, bedeutete sowohl neue Möglichkeiten, als auch Risken für die internen 
Leistungserstellungsabteilungen. Aufgrund der Wettbewerbssituation und der Anforderung, 
kalkulatorische Zinsen zu erwirtschaften, waren Auftragnehmer-Organisationen im Vergleich 
zu anderen Verwaltungsabteilungen schlanker und straffer organisiert. Der verschärfte 
Wettbewerb bedingte betriebswirtschaftliches Denken und die Notwendigkeit der 
Kosteneffizienz und –transparenz. Die sich damit entwickelnde, von der klassischen 
Bürokratie abweichende unternehmerischere Organisationskultur führte oft genug zu 
Konflikten und zum latenten Spannungsverhältnis zwischen den Profit-Centres und den 
politisch-strategischen Zielen der Kernverwaltung. 
 
Notwendige Voraussetzungen für wettbewerbsfähige interne Abteilungen waren: 
 
− ; Informationstechnologie: moderne Technik erlaubt umfassende und verlässliche 
Kostenaufzeichnungen, Budgetierung und Verrechnungsmethoden; 
− Kostenrechnungssysteme: Ein umfassender Überblick über die Kosten von erbrachten 
und gekauften Leistungen ist Voraussetzung für faire Wettbewerbsbedingungen und 
sinnvolle betriebswirtschaftliche Kalkulationen 
− Schulung: Fortbildungsseminare z.B. für Verhandlungstechnik, Kontraktmanagement, 
Rechnungswesen, Marketing, Qualitätsmanagement usw.; 
− Flexible Personalsysteme: interne gewinnorientierte Profit-Centres dürfen nicht durch 
rigide Beschäftigungsschemata behindert werden; 
− Dezentrale Strukturen: um rasch und wirksam auf die Wünsche des Auftraggebers 
eingehen zu können, brauchen interne Abteilungen hohen administrativen Spielraum 




                                                     
135  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 67 
136  Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, S. 23f 
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Die Aufgaben des Leiters einer DLO oder DSO sind: 
 
(1) Ausführung des im Kontrakt bestimmten Leistungsauftrages, verbunden mit 
entsprechender Ergebniskontrolle und Performancemanagement; 
(2) Exakte Aufzeichnungen und Berichte über alle Transaktionen und Aktivitäten; 
(3) Vermeidung von wettbewerbsschädlichem oder unfairem Handeln bei der 
Angebotslegung, während des Ausschreibungsverfahrens und während der 
Kontraktperiode; 
(4) Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und Regulierungen, Rechenschaftslegung 
gegenüber der lokalen Ratsversammlung und dem Minister.137 
 
 
5.1.3 Beziehung zwischen Auftraggeber und -nehmer 
 
Die Schwierigkeit, einen Kontrakt möglichst vollständig aufzusetzen, führte zu 
Missverständnissen oder bewusster Fehlauslegung des Vertragsinhaltes. Detaillierte, mehrere 
hundert Seiten dicke Kontrakt-Spezifikationen waren daher die Norm. Walsh und Davis 
(1993) zitieren einen Befragten zur Auftraggeber/–nehmer-Beziehung im Frühstadium eines 
Kontrakts: „Das Problem resultiert aus der Angst des Auftraggebers, dass der Auftragnehmer 
Lücken des Kontraktes zu seinen Gunsten auslegt und damit Kostensteigerungen 
hervorgerufen werden. Die Angst der DSO ist, dass Kontrolle und Überwachung so stark 
sind, dass u.U. auch die erwartete kalkulatorische Kapitalverzinsung nicht erzielt werden 
kann. Beide Seiten befürchten, von der anderen Partei an die Wand gespielt zu werden.“138 
 
Das verpflichtende Element in der Leistungsausschreibung hat dazu geführt, dass die 
Auftraggeber/–nehmer-Beziehungen generell schlecht und von geringem Vertrauen 
gekennzeichnet waren. Dies gilt sowohl für externe Kontraktnehmer, als auch für interne 
Leistungserstellungsabteilungen.139 Die verpflichtende Leistungsausschreibung basiert in 
ihren gesetzlichen Grundlagen sehr stark auf dem Modell der Transaktionskontrakte und 
bewirkt damit auch die aus der Agentur- und Transaktionskosten-Theorie bekannten 
Probleme.140 Walker weist darauf hin, dass im Fall von CCT durch die rechtlichen 
Rahmenbedingungen die Problematik aus der Institutionenökonomik übernommen wurde, 
anstelle stärker den aus der Literatur bekannten Problemen gegenzusteuern (z.B. durch den 
Einsatz von relationalen Kontraktbeziehungen, Forcierung der freiwilligen 
Leistungsausschreibung).141  
 
Der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses war, wenn überhaupt, durch die gesetzliche 
Regulierung des Wettbewerbs nur sehr schwer möglich, weil nach Ablauf eines Kontraktes 
keine automatische Verlängerung ohne erneute Ausschreibung erfolgen durfte.142 Auch hier 
galten jedoch zwischen privaten und öffentlichen Organisationen unterschiedliche 
Bedingungen, die für öffentliche Leistungsersteller nicht unbedingt faire Möglichkeiten 
schufen. Eine DSO aufgrund von guten Erfahrungen in der Vergangenheit auszuwählen, wie 
das z.B. von Seiten des Ministeriums bei privaten Anbietern für die erste Ausschreibung 
vorgeschlagen wurde, wäre als nicht wettbewerbsmäßiges Verhalten ausgelegt worden. 
Bewusst ein zu niedriges Angebot zu legen, konnte bis zur Wiederausschreibung des 
                                                     
137  Vgl. Fenwick/Shaw/Foreman, S. 8 
138  Vgl. Walsh und Davis (1993) in Walsh (1996), S. 48 
139  Vgl. z.B. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 69 
140  Vgl. Agentur-Theorie auf S. 9ff; Transaktionskosten-Theorie ab S. 12 
141  Vgl. Walker, S. 546 
142  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 70 
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Kontraktes führen, während mit privaten Anbietern eine nachträgliche Neuverhandlung des 
Kontraktes erfolgt wäre. Außerdem durfte die DSO nur in ihrem eigenen Verwaltungsbezirk 
ein Angebot legen, nicht aber in anderen. Dies alles sprach gegen ein Vertrauensverhältnis 
zwischen den Kontraktparteien.143 
 
Es muss zwischen den positiven Auswirkungen, die Wettbewerb generell schaffen kann und 
den gesetzlichen Grundlagen, durch die die Regeln des Wettbewerbs verankert werden, 
unterschieden werden. Sicherlich zu kritisieren ist die unflexible Gesetzgebung, bei der zu 
bemerken ist, dass sie über ein nötiges Regulierungsmaß hinaus darauf abzielte, die 
Lokalverwaltungen unter stärkere zentralstaatliche Kontrolle zu stellen. Es war daher auch 
nicht möglich, für beide Seiten profitable und relationale Geschäftsbeziehungen, die das 
Verhältnis zwischen Auftraggeber und –nehmer entspannt hätten, aufzubauen. Zusätzlich 
verstärkt wurde dieses Manko noch durch die geringe Vorbereitungszeit in der 
Implementierungsphase ohne jegliche Erfahrungswerte (z.B. im Zuge eines Pilotprojektes)144, 
was das gegenseitige Misstrauen und die Unsicherheit verstärkte.  
 
5.1.4 Rolle der Kernverwaltung 
 
Die organisatorische Trennung von Auftraggeber- und Auftragnehmer–Seite birgt die 
Problematik, dass die Interessen der verschiedenen Einheiten auseinander fallen. Walsh sagt, 
dass die Trennung von Auftraggeber und Auftragnehmer und die größere Autonomie der 
internen Leistungserstellungsabteilungen die Frage nach der Identität der lokalen Verwaltung 
aufwerfen. Fragmentierung und Identitätsverlust der lokalen Selbstverwaltung sind als großer 
Nachteil der Leistungsausschreibung zu erachten.145 Ist das Kontraktmanagement in den 
einzelnen Abteilungen angesiedelt, versuchen die Abteilungsleiter, ihren Bereich möglichst 
kostensparend und pragmatisch zu führen, ohne die anderen (auch politischen) Interessen der 
Lokalverwaltung in ausreichender Form zu bedenken. Eine zentrale Vergabestelle wiederum 
kann von Seiten der Abteilungsleiter als mangelnde Übertragung operativer Kompetenz und 
ungenügendes Vertrauen gegenüber den Abteilungen gedeutet werden.146 Die Position der 
Kernverwaltung als Organisationsmittelpunkt, der Identität stiftet und die Übersicht über die 
gemeinsamen strategischen Ziele nicht verliert, wird im internen Markt (und auch im 
Verhältnis zu externen Kontraktnehmern) bedeutsam. Die strategischen 
Managementfunktionen der einzelnen Abteilungen sowie Planung und Regulierung waren 
während CCT oft die einzig verbleibenden zentralen Abteilungen der Lokalverwaltung. 
 
Die Kernverwaltung musste Programme, strategische Richtlinien und Ressourceneinsatz 
koordinieren und dafür sorgen, dass die gemeinsamen Ziele nicht aus dem Auge verloren 
wurden. Sie musste als Bindeglied zwischen Führungskräften der Auftraggeber-Abteilungen, 
der eigenen internen Auftragnehmer, der externen Kontraktnehmer und der Ratsmitglieder 
agieren. Walsh kommentiert, dass eines der größten Probleme der Kernverwaltung war, 
Personen zu finden, die zur Führung der Kernverwaltung überhaupt fähig waren.147 
 
Gleichzeitig kamen die zentralen Abteilungen und die Auftraggeber-Einheiten zunehmend 
unter Kritik der gewinnorientierten Profit-Centres der Verwaltung. Weil die Kernverwaltung 
nicht von Anfang an von Effizienzsteigerungen betroffen war, verursachte sie in der 
Erstellung von Leistungen für die Profit-Centres operative Kosten, die von ihnen nicht 
                                                     
143  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 52 
144  Vgl. Walsh (1996), S. 48 
145 Walsh, in Fenwick/Shaw/Foreman, S. 9 
146  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 67 
147 Vgl. Walsh, in Fenwick/Shaw/Foreman, S. 9;  
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kontrolliert werden konnten. Damit entstanden für die Profit-Centres Overhead-Kosten, die 
die Wettbewerbsfähigkeit verringern konnten. Viele DSO-Leiter begrüßten daher auch die 
Einführung von CCT für zentrale Dienste. Überteuerte interne Leistungen konnten 
identifiziert und u.U. von außen zugekauft werden - obwohl dies wohl eher die Ausnahme 
darstellte.148 Quasi-Kontrakte für die interne Leistungsverrechnung waren eine logische 
Folge.149 In einigen Verwaltungen wurden die zentralen Dienste auch klar in Hilfsdienste für 
operative Leistungsbereiche und in zentrale strategische Dienste getrennt.150  
 
Die Organisationsänderungen blieben nicht nur auf den verwaltungsinternen Bereich 
beschränkt, die Neuordnung der Interaktionsbeziehungen betraf auch das Verhältnis der 
Lokalverwaltungen nach außen. Hierarchie wurde abgelöst durch marktliche und 
marktähnliche Elemente in Verbindung mit Verhandlungen. Netzwerkähnliche Beziehungen 
innerhalb von Verwaltungen dehnten sich auch Netzwerke mit privaten Anbietern und dem 
Non-Profit Sektor aus.151 
 
5.6 Netzwerke und Hybride  
 
Wettbewerb und Kontraktmanagement führen zu einer Diversifikation der Organisationen im 
öffentlichen Sektor. Der neue öffentliche Sektor wird durch Netzwerke von quasi-autonomen 
oder unabhängigen Organisationen gekennzeichnet, die mit dezentralen Budgets Leistungen 
erstellen, deren Menge, Qualitätsstandards und Preise durch Kontrakte bestimmt werden.152 
Dazu kommen private und Non-Profit Organisationen, die wichtige Aufgaben, die früher in 
die Kompetenz der Verwaltung gefallen sind, übernehmen. Die vormals vom Rat und der 
lokalen Verwaltung dominierte lokale Leistungserstellung kann heute als ein hybrides Modell 
der Koordination zwischen hierarchischen, marktlichen und kollaborativen 
Organisationsformen mittels Kontrakt gesehen werden.153 Dabei sind die Kontrakte 
unvollständig und lassen der lokalen Ebene zumeist mehr Spielraum, als dies von den 
zentralstaatlichen Politikern wahrscheinlich beabsichtigt worden war. Der Wettbewerb ist oft 
minimal ausgeprägt oder sogar nur symbolisch vorhanden, die von ihm bewirkten Ergebnisse 
sind manchmal unvorhersehbar. Informationen sind zwischen Auftraggeber, -nehmer und 
Endnutzern ungleichmäßig verteilt. Die Ablösung klassischer hierarchischer Strukturen durch 
Auslagerungen und Kontraktmanagement stellt sich im Vereinigten Königreich als ein viel 
komplizierterer und unvollständigerer Prozess heraus, als zu Beginn angenommen wurde. Das 
Management einer solchen Organisation ist um ein Vielfaches komplexer als jenes 
privatwirtschaftlicher Organisationen.154 Zudem stellt sind in einem derart komplizierten 
System von Kontrakten und Sub-Kontrakten die Frage nach der Verantwortung für 
Fehlleistungen.155 Die Komplexität des Systems wird anhand der Beziehungen der 
Kontraktnehmer für das öffentliche Wohnungswesen und dazugehörige Hilfsdienste in Abb. 8 
dargestellt (die alle seit 1992 ausschreibungspflichtig waren).  
                                                     
148 Vgl. Seal. S. 313; Walsh bezeichnet die Freiheiten des Leistungskäufers, auf andere, externe Leistungsersteller 
auszuweichen, als limitiert, besonders, wenn die zugekaufte Leistungsmenge klein ist. Selbst wenn die 
verwaltungsinternen Leistungen nicht den Anforderungen und Vorstellungen der Leistungskäufer entsprechen, mag 
der Zukauf unökonomisch sein. Der Leistungsproduzent kann daraufhin erst recht die Wünsche und Anforderungen 
des Käufers vernachlässigen. Vgl. Walsh (1995), S. 156 
149 Vgl. Shaw/Fenwick/Foreman, S. 209f; 54% aller Lokalverwaltungen bedienten sich interner 
Leistungsvereinbarungen, die genau regelten, was zu welchen Kosten für eine andere Abeilung erbracht wurde. 
Walsh (1995), S. 12;  
150 Vgl. Walsh (1995), S. 12 
151  Vgl. Wegener (2002), S. 25 
152  Vgl. Walsh (1995a), S. 196 
153 Vgl. Grimshaw/Vincent/Willmott, S. 477 
154 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al, S. 179 
155  Vgl. Walsh (1996), S. 115 
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Externe Organisationen können je nach Kontrakt mehr oder weniger eng an die lokale 
Verwaltung gebunden sein. Die Art des Kontrakts variiert mit dem Charakter der Leistung.156 
So gestalten sich Kontraktbeziehungen im Sozial- und Pflegebereich mit dem Non-Profit 
Sektor eher informell, während Bereiche, in denen die Erfüllung des Leistungsauftrages 
leichter zu evaluieren ist (z.B. Müllsammlung und –abfuhr), sehr formell geregelt werden.157 
Kontrakte selber wiederum sind nicht als abstrakter formalistischer Mechanismus zu sehen. 
Ihre Effektivität ist besonders von der Aufteilung der Kompetenzen und Aufgaben zwischen 
den Akteuren und dem Grad an gegenseitigem Vertrauen abhängig.158 Der Netzwerk-Ansatz 
schien in Großbritannien anfänglich zu gesteigerter Formalisierung und Komplexität in der 
Beziehung der Verwaltungseinheiten und –abteilungen zueinander geführt zu haben. 
Kommunikation zwischen Organisationen und zwischen quasi-autonomen Einheiten 
innerhalb von Organisationen gestaltete sich schwieriger als angenommen und informeller 
Kontakt war schwer aufrecht zu halten. Informelle Beziehungen bildeten sich erst wieder, als 




Abb.8 : Netzwerke an Kontrakten  
(Quelle: in Anlehnung an Walsh (1995), S. 116) 
 
 
6. Rolle der Politik 
 
Auf Marktmechanismen basierende Reformen wie das Kontraktmanagement führen zur 
Trennung von Politik-Konzipierung und Politik-Implementierung. Der Leistungskäufer 
bestimmt die übergeordneten Programme und gibt entsprechende Leistungen mit finanziellen 
und operativen Zielen in Auftrag, die vom Leistungsersteller nach kontraktlich fixierten 
Mengen und Standards erbracht werden.160 Damit ist ein wichtiges Postulat des New Public 
Managements erfüllt: Politiker steuern und rudern nicht länger. Die Manager können sich voll 
                                                     
156 Vgl. Walsh (1996), S. 62 
157  Vgl. Walsh (1995), S. 115 
158  Vgl. Grimshaw/Vincent/Willmott, S. 477 
159  Vgl. Walsh (1995), S. 199 
160  Vgl. Deakin/Walsh, S. 36 
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auf das operative Geschehen konzentrieren, ohne Einmischungen vonseiten der Politik 
hinnehmen zu müssen. Dieser Ansatz bedeutet gleichzeitig Zentralisierung und 
Dezentralisierung. Die Dezentralisierung von Budgetkompetenz hin zu den einzelnen 
operativen Leistungsbereichen vergrößert deren Autonomie und Kompetenzbereiche.161 Die 
Zentralisierung erfolgt bei der bereichsübergreifenden Planung und Koordination der 
Programme und der Ressourcenallokation.162 
 
Das Ausmaß der Beteiligung von Politikern an der Bestimmung der Kontrakte war prinzipiell 
dadurch gekennzeichnet, ob die Verwaltung de facto hauptsächlich durch Ratsmitglieder oder 
durch den Verwaltungs- und die Abteilungsleiter gelenkt wurde.163 So war die Tendenz in 
einer untersuchten Verwaltung, unter einer konservativen Mehrheit eher auf Abstand zu 
steuern und nur grobe politische Rahmen vorzugeben, deren Implementierung den 
Verwaltungsbediensteten überlassen war. Unter New Labour und der Betonung einer neuen 
starken Führung durch die Politik wurde auch die Bedeutung des Ratsmitgliedes wieder 
verstärkt.164 Zudem schien sich der Einfluss der Politiker auf jene Abteilungen, die 
ausgeschrieben worden waren, zu vermindern. Die Einführung des Kontraktmanagements und 
der Marktdisziplin dürfte somit einen Wertewandel von der politischen Einflussnahme hin zu 
einem professionellen Management anhand betriebswirtschaftlicher Kriterien bewirkt 
haben.165 Mit der politischen Mehrheit hängt generell auch die Einstellung gegenüber 
marktlichem Wettbewerb zusammen. Während sozialistische Politiker eher den eigenen DSOs 
den Vorzug gaben, um die Arbeitsplätze zu sichern, begrüßten konservative Politiker 
Kosteneinsparungen durch Wettbewerb und damit den freien Markt.166 
 
 
6.1 Einschränkungen der Möglichkeiten der Politik 
 
Einengungen resultierten aus der Bindung an die Bestimmungen des Kontraktes über die 
Kontraktdauer. Dadurch wurde die Änderung von Programmen und flexibles Eingreifen in 
Bedarfsfällen sehr erschwert.167 Es war zwar z.B. möglich, Verträge auf der Basis von 
kurzfristigem Bedarf abzuschließen. Unter Zeitdruck stellte sich jedoch die Bestimmung des 
Leistungsauftrags als schwierig heraus, weil der Bedarf oft nicht genau abgeschätzt werden 
konnte. Außerdem waren solche Verträge besonders teuer, da sich die Auftragnehmer gegen 
das höhere Risiko der Unsicherheit und Kurzfristigkeit durch eine Prämie absichern ließen. 
 
Die verpflichtende Leistungsausschreibung brachte zudem deutlich das Dilemma zwischen 
lokalen Leistungsgestaltungsinteressen und nationalen Effizienzkriterien zu Tage.168 Dabei 
sprechen die in einigen Bereichen aufgetretenen Effizienzverluste (aufgrund regional 
unterschiedlicher Wettbewerbslage) gegen einen national regulierten und gesteuerten 
Wettbewerb. Wo Wettbewerb ausreichend vorhanden war, wurde die Möglichkeit der Politik, 
lokale Entwicklungspläne zu erstellen und die lokale Wirtschaft zu unterstützen, durch die 
Notwendigkeit, den billigsten Bieter heranzuziehen, beträchtlich eingeschränkt. Eine 
expansive Wirtschaftspolitik in wirtschaftlichen Krisenzeiten war durch die zentralstaatliche 
                                                     
161 Vgl. Deakin/Walsh, S. 36f 
162 In manchen Bereichen erfolgte die Zentralisierung auch über die Grenzen der lokalen Verwaltungen hinweg, indem 
die zentralstaatliche Regierung ehemals lokale Kompetenzen an sich zog. Dies war aber eher Ausdruck des 
politischen Willens der konservativen Regierungen, den Einfluss der Lokalverwaltungen über Beschneidung ihrer 
Kompetenzen zu schmälern. 
163 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 130 
164 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 131 
165 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 167 
166 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 167 
167 Researching Public Services, Online in Internet URL: http://www2.unl.ac.uk/lxfzrosea/bath.htm (Stand: 28.06.01) 
168  Vgl. Shaw/Fenwick/Foreman, S. 211 
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Beschneidung der lokalen Budgets schon beinahe unmöglich geworden. Nun konnten auch 
die traditionell guten Arbeitsbedingungen der Bediensteten nicht länger beibehalten werden, 
was speziell für sozialistisch regierte Landkreise schmerzhaft war.169 Die weitreichenden 
Folgen für die lokalen Gemeinschaften, wie steigende Kriminalität und Arbeitslosigkeit in 
den besonders sensiblen Segmenten der schwer vermittelbaren Arbeitskräfte, wurden aus der 
Debatte um Wettbewerbsfähigkeit großteils herausgehalten, stellten aber für die Politiker der 
Lokalverwaltungen alltägliche Dilemmata dar.170 
 
Ein zweites Hauptproblem tauchte im Kontext der Steuerung auf Abstand auf. Nicht immer 
wurde es von der Bevölkerung gut geheißen, wenn sich Ratsmitglieder nicht direkt mit den 
Beschwerden ihrer Wählerschaft beschäftigten, sondern dies Verwaltungsbediensteten 
überließen. Im Unterschied zu großen privaten Unternehmen wird von Politikern sehr wohl 
erwartet, auch in sämtlichen Detailfragen kompetent zu sein,171 was sich jedoch nicht gut mit 
der vom NPM theoretisch postulierten Steuerung auf Abstand verträgt. 
 
Zusätzlich bestand auch immer die Gefahr, dass durch ein dezentrales, umfassendes 
Kontraktmanagementsystem der Politikprozess zu stark beschnitten wurde und das Interesse 
der Ratsmitglieder an der Leistungsausschreibung verloren ging. Dies limitiert den 
Lernprozess und die Möglichkeit der lokalen Politik, auf geänderte Rahmenbedingungen 
schnell und flexibel zu reagieren.172 
 
 
6.2 Ausdehnungen der Möglichkeiten der Politik 
 
Der von vielen als größter Pluspunkt der CCT-Initiative beurteilte Aspekt, ist die höhere 
Transparenz bezüglich der Kosten öffentlicher Leistungen und zumindest die potenzielle 
Möglichkeit zu einem Überdenken der Leistungstiefe sowie einer daraus resultierenden 
strategischen Planung der angebotenen Leistungen. In vielen Verwaltungen resultierten 
tatsächlich Restrukturierungen der Aufgabenbereiche und damit auch 
Produktivitätssteigerungen. 
 
Der Wettbewerb mit privaten Konkurrenten und die Verpflichtung zur Ausschreibung 
machten eine exakte Bewertung und Definition der Leistungen, die von den Verwaltungen 
erbracht wurden, nötig. Die genaue Benennung und kostenmäßige Bewertung der eigenen 
Arbeitsgebiete erforderte zwar hohen Verwaltungsaufwand, dadurch wurde aber auch eine 
Kosten- und Prozesstransparenz hergestellt, die es vorher in diesem Ausmaß nicht gegeben 
hat. Entscheidungen der Politik konnten nun aufgrund einer besseren Datenbasis getroffen 
werden, z.B. weil es einfacher wurde, die Wirkung von Einsparungen auf einen bestimmten 
Aufgabenbereich vorherzusagen.173 Dadurch gestaltete sich auch die Budgetierung einfacher. 
Durch die relativ langen Kontraktperioden konnten die Kosten für einen Aufgabenbereich für 
einige Jahre im Voraus geplant und fixiert werden, was dem politischen Auftraggeber - auf 
Kosten höherer Flexibilität - Sicherheit bezüglich der künftigen Ausgaben gab.174 Leider 
haben jedoch wenige Verwaltungen größere Fortschritte auf dem Gebiet eines 
Führungsinformationssystems für komplexe Leistungsbereiche erzielt.175 
 
                                                     
169 Vgl. z.B. Pinch und Patterson, S. 272; Shaw/Fenwick/Foreman, S. 207 
170 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 137, S. 163 
171 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 136 
172 Vgl. Walsh (1996), S. 68 
173 Vgl. Walsh (1996), S. 66 
174 Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 174 
175 Vgl. Walsh (1996), S. 66 
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7. Effekte von CCT  
 
Die Leistungsausschreibung ist ein Instrument des New Public Management, das seine 
positiven Wirkungen jedoch nicht alleine entfalten kann. Instrumenten, die mit der 
Einführung der Leistungsausschreibung einhergehen sollten, sind Kostenrechungssysteme, 
Leistungsmessung und -indikatoren, Qualitätsmanagementsysteme, Benchmarking und 
Arbeitsplatz(-markt)reformen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die Leistungsausschreibung 
nur zu zusätzlichen Papierbergen führt und in vermehrte Bürokratie ausufert.176 
 
 
7.1 Auswirkungen auf die Beschäftigten und Gewerkschaften 
 
CCT verringerte die Sicherheit der Arbeitsplätze und die Höhe der Einkommen der 
betroffenen Mitarbeiter und führte zu einem Anstieg an atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen.177 Eine Untersuchung im Auftrag des Umweltministeriums 
ergab, dass in jenen Bereichen, die der verpflichtenden Leistungsausschreibung unterstellt 
waren, einer von acht Beschäftigten den Arbeitsplatz verlor.178 Auf diese Weise hat die 
Initiative zu steigenden Arbeitslosenraten beigetragen, da die freigesetzten Arbeitskräfte nicht 
immer vom privaten Sektor absorbiert werden konnten, und vor allem in jenen Regionen, wo 





Die Regulierung zum Beschäftigungsschutz im Falle der Unternehmensübernahme aus dem 
Jahr 1981 (TUPE)179 hat die Sicherung von ursprünglichen Beschäftigungskonditionen 
(Pensionsrechte ausgenommen) zum Inhalt. TUPE sieht vor, dass Entlassungen im Zuge einer 
Unternehmensübernahme „nur“ aufgrund ökonomischer, technischer oder organisatorischer 
Gründe möglich sein sollten. 
 
TUPE sollte prinzipiell auch bei der verpflichtenden Leistungsausschreibung berücksichtigt 
werden und erhöhte den Anwendungsbereich der Regulierung dramatisch. Zu Beginn bestand 
allerdings große Unsicherheit, wann TUPE in Zusammenhang mit der 
Leistungsausschreibung anzuwenden war, weil nicht klar war, was mit „Übernahme“ gemeint 
war.180 Daraus resultierten große Wettbewerbsstörungen. Über die Frage, ob durch TUPE die 
Konditionen der Arbeitnehmer gesichert werden konnten, herrschte generell Konfusion und 
Uneinigkeit. So kritisierten Ganley und Grahl (1988), dass lokale Effizienzsteigerungen durch 
Druck auf die Arbeitsmärkte und nicht durch Wettbewerb (z.B. Prozessoptimierung und/oder 
Innovation) erzielt wurden. In vielen Fällen bedeutete dies Entlassungen und/oder eine 
                                                     
176  Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, S. 6 
177  Domberger und Jensen argumentieren im Gegenzug, dass die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes sowieso ein 
genereller Trend ist und nicht nur auf die häufigere Anwendung des Kontraktmanagements zurückzuführen ist. Vgl. 
Domberger/Jensen, S. 75 
178  Walsh/Davis, in Pinch/Patterson, S. 270; Die Gleichberechtigungskommission (Equal Opportunities Commission) 
errechnete, dass aufgrund der verpflichtenden Leistungsausschreibung die Vollzeitbeschäftigung in britischen 
Lokalbehörden um 6% und Teilzeitbeschäftigung um 3% fiel. In Nordirland verloren 45% der weiblichen 
Vollbeschäftigten ihre Stellung. Vgl. NSW Department of Local Government, Circular No. 97/5, S. 9 
179  Die sogenannte Transfers of Undertakings (Protection of Employment) Regulations 1981 implementierte die 
Acquired Rights Directive der EU, ursprünglich aus dem Jahr 1977, in britisches Recht. 
180  DETR 1999, Online in Internet URL: http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/cct/introduction.htm (Stand: 
27.02.01). Der Begriff des Unternehmens wurde zu Beginn nur durch die Ausübung einer kommerziellen Tätigkeit 
charakterisiert und wurde erst 1993 auf nicht-kommerzielle Aktivitäten ausgedehnt, was die Unsicherheit der 
Anwendung von TUPE in Zusammenhang mit CCT beseitigte. Vgl. Painter/Hardy, S. 379 
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Verschlechterung der Arbeitsbedingungen. Private hätten Kontrakte nur durch 





Sollte ein Kontrakt an einen Privaten vergeben werden, wurden die öffentlichen 
Arbeitsverhältnisse der bisher die Leistung erbringenden Beschäftigten beendigt. Die 
resultierende Notwendigkeit, Ausschreibungsverfahren zu gewinnen, setzte interne 
Leistungserstellungsabteilungen unter hohen Druck.182 Durch die verpflichtende 
Leistungsausschreibung im Vereinigten Königreich sind alleine zwischen 1988 und 1991 
19,7% der Vollzeit- und 5,5% der Teilzeitstellen verloren gegangen, die nur bedingt durch 
neue Beschäftigungsverhältnisse im privaten Sektor aufgefangen wurden. Allerdings fiel der 
Beschäftigungsabbau im Verhältnis zu verlorenen Aufträgen geringer aus.183 
 
Die verpflichtende Leistungsausschreibung hatte vor allem auf Arbeiter erhebliche 
Auswirkungen. Die Lohnkosten wurden durch Anhebung der Kernarbeitszeiten und Wegfall 
der Überstundenzahlungen, Kürzung des Urlaubsanspruchs oder Abschaffung bestehender 
Bonus-Systeme gesenkt.184 Saisonal bedingte unregelmäßige Arbeitszeiten (z.B. Pflege von 
Grünanlagen) wurden durch die Ausdehnung der Kernarbeitszeit im Sommer und vermehrtem 
Urlaubsanspruch im Winter noch verschärft. Beschäftigte in den Bereichen Schulverpflegung 
und Schulreinigung wurden teilweise über die Dauer der Ferien gekündigt, was mitunter bis 
zur dreimaligen Einstellung und Entlassung pro Jahr führte. Teilzeitpersonal wurde weniger 
als 16 Stunden pro Woche beschäftigt, um dem andernfalls anfallenden Beschäftigungsschutz 
(Abfertigung, Mutterschutz, Urlaubsanspruch und bezahlter Urlaub) zu entgehen.185 Die am 
schlimmsten Betroffenen waren üblicherweise Frauen im Catering, im Reinigungs- und 
Pflegedienst.186 CCT hatte auch Auswirkungen auf die Altersstruktur der Beschäftigten. Die 
größere Arbeitsintensität bedingte den Austausch von älteren Mitarbeitern durch junge 
Beschäftigte, die mit den veränderten Bedingungen besser zurecht kamen. Dadurch konnten 
die Lohnkosten zwar gesenkt werden, bedeutendes Fachwissen ging jedoch verloren.187 
 
Heute werden Mitarbeiter, die aufgrund von Auslagerungen von privaten Arbeitgebern 
übernommen werden, durch die TUPE-Regelung besser geschützt. Private Anbieter sind dazu 
verpflichtet, bestehende Arbeitsverträge zu gleichen Bedingungen zu übernehmen. Ähnliche 
Regelungen gelten auch für die Anrechnung von Pensionsansprüchen. Ein Problem stellt 
jedoch die Entstehung von zwei Klassen von Beschäftigten dar. Neben den Arbeitnehmern, 
die unter TUPE geschützt sind, kommen jene Neueingestellten, die unter keine 
Schutzbestimmungen fallen. 188  
                                                     
181  Vgl. Ganley/Grahl (1988), in Day/Reynolds, S. 587;  
182  Vgl. Connoley, Online in Internet URL: (Stand: 
05.06.01)http://www.mngt.waikato.ac.nz/depts/sml/airaanz/conference/necastle2000/Vol2/connoley.pdf  
183  Vgl. Wegener, S. 96 
184  Vgl. Walsh/O'Flynn, S. 458 
185  Vgl. Pinch/Patterson, S. 271 
186  Escott und Whitfield kommen zu dem Ergebnis, dass CCT die Schere zwischen den Konditionen für 
vollzeitbeschäftigte männliche Mitarbeiter und teilzeitbeschäftigte weibliche Arbeitskräfte zu Lasten der 
letztgenannten weiter geöffnet hat. Während viele Frauen ihre Arbeitsplätze verloren hatten und andere zu 
schlechteren Bedingungen arbeiteten, gab es einen leichten Anstieg an vollzeitbeschäftigten Männern. Vgl. Escott/ 
Whitfield in Walsh/ O'Flynn, S. 458 
187  Vgl. Pinch/Patterson, S. 272 
188  In Brent z.B. wechselten im Laufe der Kontraktperioden ehemals von der Lokalverwaltung beschäftigte Frauen drei 
Mal den Arbeitgeber. Das Resultat waren vier verschiedene Arbeitsverträge beim derzeitigen Auftragnehmer, was 
die Personalverwaltung drastisch verkomplizierte. Vgl. UNISON, Online in Internet URL: 
http://www.unison.org.uk/pfi/docs/2tier.htm (Stand: 14.11.01) 
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7.1.3 Gewerkschaften 
 
Eines der Ziele von Margaret Thatcher und der nachfolgenden konservativen Regierungen 
war es, den Einfluss von öffentlichen Gewerkschaften zu reduzieren. Die generellen 
Dezentralisierungsmaßnahmen hatten den Effekt, dass die Gewerkschaften der lokalen 
Körperschaften zu Verhandlungen auf zentralstaatlicher Ebene nicht mehr fähig waren und 
somit an Einfluss und Attraktivität für ihre Mitglieder verloren. Sie waren nicht nur mit 
sinkenden Mitgliederzahlen (vor allem, wenn interne Abteilungen Aufträge verloren) 
konfrontiert, sondern auch mit der Schwierigkeit, neue Mitglieder in einem immer flexibler 
werdenden Arbeitsumfeld anzuwerben. 
 
Auf lokaler Ebene waren die Gewerkschaften in einem echten Dilemma. Angesichts der 
Tatsache, dass viele lokale Dienste arbeitsintensiv waren, hätten sich die traditionell guten 
Beschäftigungskonditionen der öffentlichen Arbeitnehmer negativ auf die 
Wettbewerbsfähigkeit niedergeschlagen. Bei der Forderung auf Beibehalt bestehender 
Konditionen wären Externe konkurrenzfähiger gewesen und hätten die Kontrakte gewonnen, 
während die öffentlichen Mitarbeiter zu Privaten gewechselt und den Gewerkschaften somit 
ihre Mitglieder verloren gegangen wären.189  
 
 
7.2 Kosteneinsparungen durch CCT 
 
Wettbewerb kann als Instrument zur Kostenreduktion und Qualitätssteigerung verwendet 
werden, bewirkt diese Ergebnisse aber nicht automatisch. Wettbewerb bedingt nicht kausal 
günstigere Preise – insbesondere dann, wenn gar kein „Markt“ vorhanden ist oder die 
Marktstruktur stark oligopolistisch ist.  
 
Die Frage, wie hoch die Einsparungen durch CCT sind, ist nur schwer zu beantworten, da 
genauere Untersuchungen nur für Fallstudien mit einer kleinen Anzahl an lokalen 
Verwaltungen und/oder für einzelne Leistungsbereiche (z.B. Müllabfuhr) vorhanden sind. 
Generell können Einsparungen für einfache Leistungen mit sich wiederholenden 
Arbeitsschritten und geringem technischen Aufwand (z.B. Müllabfuhr oder 
Reinigungsarbeiten) nachgewiesen werden, während keine allgemeinen Aussagen über 
komplexere Leistungen zu machen sind.190 Die nachfolgenden Zahlen sind daher mit Vorsicht 
zu interpretieren, da sie mitunter auch unterschiedliche Interessen widerspiegeln.  
 
Walsh und Davis errechneten durchschnittliche Kosteneinsparungen von 6,5%. Die 
tatsächliche Bandbreite bewegte sich jedoch zwischen Kostensteigerungen von bis zu 62,4% 
und Kostenreduktionen von bis zu 50% (siehe Tabelle 5). Diese Einsparungen wurden 
höchstwahrscheinlich überschätzt, da genaue Daten über die Kosten der 
Kontraktvorbereitungen und des Kontraktmanagements kaum vorhanden sind und die 
"Nettoeinsparungen" daher nicht genau berechnet werden können.191 Walsh, Deakin, Smith et 
al. errechneten für die Kosten der Ausschreibungsvorbereitung (Kontrakterstellung, 
Leistungsspezifizierung) einen Betrag in der Höhe von etwa 5-10% der Gesamt-
Kontraktsumme.192  
                                                     
189  Vgl. Walsh/O'Flynn, S. 457 
190  Vgl. Walsh/O'Flynn, S. 456, auch Deakin/Walsh, S. 44 
191 Basierend auf einer Untersuchung von 290 Leistungsbereichen in 40 lokalen Verwaltungen zeigte sich, dass die 
Einsparungen im Bereich der Müllabfuhr größer sind als die durchschnittlichen Einsparungen in den anderen 
Leistungsbereichen. CCT führt in der Straßenreinigung und einigen Teilbereichen des Caterings sogar zu 
Kostensteigerungen. Vgl. Bovaird, S. 59 
192  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 37 
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Die Audit Commission weist auf aggregierter Ebene auf erhebliche Einsparungen während 
der ersten Runde der verpflichtenden Leistungsausschreibung hin. Eine Detail-Betrachtung 
offenbart allerdings bedeutende Unterschiede: in einigen Bereichen konnten bis zu 20% 
eingespart werden, während in anderen Effizienzverluste hingenommen werden mussten (z.B. 
beim Management von Sport- und Freizeitanlagen). Der Grund für die Verteuerungen dürfte 
darin liegen, dass britische Lokalverwaltungen auch dann ausschreiben mussten, wenn 
überhaupt kein Markt vorhanden war und sich ein funktionsfähiger Wettbewerb somit gar 
nicht entwickeln konnte.193 Die Audit Commission schließt in ihrem 1995 publizierten 
Bericht „Making markets: A Review of the Audits of the Client Role for Contracted 
Services“194, dass nur 30% der Behörden in ihrem Bemühen, Wettbewerb zu erzeugen, als 
positiv eingestuft werden können.195 Dieses Ergebnis ist nicht generell widersprüchlich zum 
Fehlen eines lokalen Marktes für gewisse Leistungen, da ein Grund für mangelnden 
Wettbewerb z.B. das generell zu hohe Ausschreibungsvolumen der Kontrakte darstellte. Oft 
wurden Kontrakte beispielsweise für Catering für alle lokalen Schulen gleichzeitig 
vergeben196, ebenso wie Reinigungsdienste en gros ausgeschrieben wurden, anstelle sie in 
kleinere Einheiten aufzuteilen.197 Kleinere Einheiten hätten Wettbewerb innerhalb des 
Dienstes erlaubt, während die von den Lokalverwaltungen präferierten großen 
Ausschreibungen Wettbewerb für den gesamten Dienst erzeugten. Viele kleinere private 




Tabelle 5: Kostenänderungen in den durch das Lokalverwaltungsgesetz 1988 erfassten Bereichen  
(Quelle: Studie von Walsh und Davis (1993), in: Boyne (1998a), S. 704) 
 
Andererseits hat sich herausgestellt, dass nicht nur die Anzahl an Angeboten für den 
effektiven Wettbewerb und somit Kosteneinsparungen entscheidend ist, sondern die generelle 
                                                     
193  Vgl. Wegener, S. 94 
194 Die Ergebnisse basieren auf einer Untersuchung von 380 lokalen Verwaltungen in England und Wales (rund zwei 
Drittel der gesamten lokalen Verwaltungen). Vgl. Audit Comission, 1995 
195  Im Durchschnitt erhielt jede Behörde rund drei oder weniger Angebote (ein eigenes miteingeschlossen), für 
Catering sogar nur ein Angebot. 
196  Die Schulverpflegung erwies sich trotz der generellen Erfahrung des privaten Sektors in diesem Bereich als einer 
der unpopulärsten Bereiche, was hauptsächlich auf die zu große Anzahl der zu bedienenden Einheiten und die zu 
geringen Gewinnspannen zurückzuführen ist. Vgl. DETR, CCT Non-bidders, Online in Internet URL: 
http://www.local.detr.gov.uk/research/nonbid.htm (Stand: 28.03.01) 
197  Der private Sektor war im Bereich der Gebäudereinigung am erfolgreichsten, da er arbeitsintensiv und mit geringen 
Einstiegskosten verbunden ist. In den meisten Verwaltungen wurde der Bereich in Schulreinigung und Reinigung 
anderer öffentlicher Gebäude zweigeteilt, wobei sich der zweitgenannte Bereich als besonders attraktiv für den 
privaten Sektor erwies. Vgl. DETR, CCT Non-bidders, Online in Internet URL: 
http://www.local.detr.gov.uk/research/nonbid.htm (Stand: 28.03.01) 
198  Walsh/Deakin/Smith et al., S. 104. Private Anbieter tendierten dazu, relativ groß zu sein (mehr als 100 Mitarbeiter, 
mehr als 10 Mio. Pfund Umsatz pro Jahr). Vgl. DETR, CCT Non-bidders, Online in Internet URL: 
http://www.local.detr.gov.uk/research/nonbid.htm (Stand: 28.03.01) 
Kostenveränderungen durch CCT
Anzahl der Kontrakte Kostenänderung Minimum Maximum
% % %
Müllabfuhr 22 -11,3 -33 15
Straßenreinigung 20 2,6 -31 63
Gebäudereinigung 25 -12,7 -49 16
Catering (Schulen und 18 2,8 -8 25
Wohlfahrtseinrichtungen)
Catering (andere Bereiche) 18 -4,9 -27 19
Fahrzeugwartung 20 -1,3 -23 48
Grünanlagenpflege 69 -10,9 -50 19
Freizeitwesen 21 -5 -29 16
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Zutrittsmöglichkeit zum Markt199, die durch den Ausschreibungsprozess geschaffen wurde. 
Kosteneinsparungen konnten bereits dann generiert werden, wenn sich nur die eigene DSO 
für einen Kontrakt bewarb. Szymanski zeigte in diesem Zusammenhang, dass es für 
Kosteneinsparungen auch von Bedeutung war, ob ein privater Anbieter oder eine DSO 
Kontraktnehmer war. In einer Studie über die britische Abfallwirtschaft im Zeitraum von 
1984 (vor CCT) bis 1988 (nach der ersten Ausschreibungsrunde) errechnete er, dass die 
Kosten während der ersten drei Jahre gesenkt werden konnten, die Kosteneinsparungen dann 
aber wieder zurückgingen.200 Dabei konnten DSOs rund 10% Kosteneinsparungen erzielen, 






























Tabelle 6: Unterschiede in der Kosteneffizienz von Privaten und DSOs nach Szymanski 
(Quelle: Szymanski, S. 10) 
                                                     
199  Das Konzept der "Contestability" (wörtlich: Bestreitbarkeit) eines Marktes wurde von Baumol (1982) eingeführt. 
Es besagt, dass Märkte nicht unbedingt eine größere Anzahl an Anbietern aufweisen müssen, um dennoch Preise 
und Mengen wie unter Wettbewerbsbedingungen generieren zu können. Es genügt, dass ein (der) Anbieter kein 
sicheres Monopol für den Markt hat, sondern jederzeit durch einen billigeren Anbieter ersetzt werden könnte bzw. 
sich jederzeit ein weiterer Mitstreiter zum Markt Zutritt verschaffen könnte. Vgl. Domberger/Jensen, S. 69. Das 
Ministerium für Transport und Regionen gibt in einer Studie an, dass zwischen der Anzahl an potenziellen 
Konkurrenten und den erzielten Kosteneinsparungen kein Zusammenhang zu bestehen schien, was ebenso das 
Konzept der Contestability bestätigt. Wo jedoch ein höheres Maß an Wettbewerb bestand, waren interne 
Leistungserstellungseinheiten nicht mehr so erfolgreich im Gewinnen der Kontrakte. Vgl. DETR, CCT and Local 
Authority Blue-Collar Services, Online in Internet URL: http://www.local.detr.gov.uk/research/blue2.htm (Stand: 
28.03.01) 
200  Szymanski in Steane/Walker, The Tail Wagging the Dog, S.  
Wirkung und Zeitprofil von CCT







Private Anbieter 21,70% 19,60% 322
DSOs 10,00% 10,10% 763
Vor CCT
Private Anbieter 22,40% 25,80% 161





1 20,60% 20,30% 101
2 20,40% 19,20% 96
3 16,30% 15,60% 70
4 10,50% 9,70% 42




1 10,30% 11,60% 232
2 7,50% 8,60% 227
3 2,80% 3,70% 193
4 1,00% 4,00% 105
5 2,8%- 2,4% - 6  
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Angesichts der Tatsache, dass DSOs rund 70% der Kontrakte gewinnen konnten, hätten unter 
Umständen weit höhere Gesamteinsparungen erzielt werden können, wenn mehr Kontrakte an 
Externe vergeben worden wären. Der Grund für das überdurchschnittlich gute Abschneiden 
von DSOs im Ausschreibungsverfahren dürfte großteils auf die politische Machtverteilung in 
einer lokalen Körperschaft zurückzuführen sein, da sozialistisch regierte Landkreise die 
Leistungsausschreibung überwiegend stark ablehnten und den eigenen internen Abteilungen 
gerne den Vorzug gegeben hätten.201 73% der internen DSOs oder DLOs waren bis 1996 beim 
Ausschreibungsprozess erfolgreich.202 Tabelle 7 gibt einen Überblick über die Prozentsätze 





Tabelle 7: Prozentsatz der von öffentlichen Verwaltungen bis 1995 gewonnenen Verträge in England und Wales 
(Quelle: Karwat, S. 160) 
 
Flemming und Oppenheimer (1996) weisen darauf hin, dass die durch die 
Leistungsausschreibung erzielten Einsparungen im Vergleich zu den gesamten öffentlichen 
Ausgaben unbedeutend wären, da der Großteil der öffentlichen Ausgaben Transferzahlungen 
sind.203 Der widersprüchlichste Aspekt der Leistungsausschreibung ist jedoch die Frage nach 
der Quelle der Einsparungen. So stellen Domberger und Jensen fest, dass es unklar ist, ob 
Einsparungen auf Verschiebungen der individuellen Wohlfahrt (Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen und Bezahlung) oder tatsächlichen Produktivitätssteigerungen basieren. 
Sie kommen jedoch zu dem Urteil, dass der Großteil der Einsparungen auf besseres 
Management, flexiblere Arbeitsmethoden, effizienteren Kapitaleinsatz und - Dank 




Qualität ist wesentlich mit den Begriffen der Informationsasymmetrie und der Möglichkeit 
der Leistungsevaluation verbunden. Wenn der Qualitätsaspekt sofort eindeutig bestimmbar 
ist, gestaltet sich auch die objektive Leistungsmessung und die Beurteilung der Erfüllung des 
Leistungsauftrages einfacher.205 Um Qualitätssteigerungen erreichen zu können, müssen 
Outputs klar bestimmbar und messbar sein.206 Alleine schon die Definition des 
Qualitätsaspektes ist bei der Vielzahl von Beteiligten und Betroffenen im Zuge eines 
Ausschreibungsverfahrens unmöglich. Domberger und Jensen sprechen in Bezug auf das 
                                                     
201  So gab es z.B. kaum private Kontraktnehmer in den sozialistisch regierten Landkreisen Nordenglands und 
Schottlands, während private Anbieter in Lokalverwaltungen, die der Leistungsausschreibung positiv 
gegenüberstanden, öfter am Ausschreibungsprozess teilnahmen und auch gewinnen konnten. Vgl. Walsh (1995), S. 
135 
202  Australian Industry Commission, in Steane/Walker, The Tail Wagging the Dog, S. 
203  Vgl. Flemming/Oppenheimer (1996), in Domberger/Jensen, S. 77 
204  Vgl. Domberger/Jensen, S. 74 
205  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 36 
206  Vgl. Deakin/Walsh, S. 44 
% der Verträge, die % des Auftragswertes, durchschnittlicher
von Verwaltungen der von Verwaltungen Auftragswert pro
Leistung gewonnen wurden gewonnen wurde Jahr (Pfund)
Gebäudereinigung 42,50% 72,90% 242.273
Müllabfuhr 61,40% 65,90% 1.360.296
Fahrzeugwartung 76,70% 83,00% 555.232
Pflege von Grünanlagen 56,30% 75,30% 242.427
Freizeit und Sport 85,90% 91,90% 468.747
Verpflegung (für Schulen 61,90% 70,60% 1.638.179
und soziale Dienste)
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Kontraktmanagement generell von der Unbestimmbarkeit des Qualitätsaspektes durch 
Kontrakte.207 Wenn die Leistungsbeurteilung daher nicht nach einem klaren 
Evaluationssystem erfolgen kann, besteht die Gefahr, dass die Qualität der Leistung bis zum 
geringsten, gerade noch akzeptablen Niveau abfallen könnte, da die Leistungskäufer die 
Leistung nur als akzeptabel oder inakzeptabel klassifizieren können.208 
 
In den meisten Studien wurde das Niveau der Leistungsqualität nicht gemessen. Viel eher 
wurden die Standards vor dem Ausschreibungsverfahren mit dem im Kontrakt festgelegten 
Niveau verglichen. Walsh und Davis (1993) fanden in einer Untersuchung z.B. heraus, dass 
die Spezifizierungen in den Kontrakten zwar auf dem gleichen Niveau wie vor CCT geblieben 
waren, die Qualität der Leistungen aber oft nachließ.209 Eine klare Aussage über tatsächliche 
Änderungen der Leistungsqualität ist nicht möglich.210  
 
Untersuchungen scheinen zu bestätigen, dass bei der Kontraktspezifikation und bei der ex-
post Beurteilung der Leistung immer wieder Probleme auftraten. Kritiker der 
Leistungsausschreibung haben festgestellt, dass besonders private Anbieter schwache 
Leistungen erstellten. Die zu rasche Einführung der verpflichtenden Leistungsausschreibung, 
die weder dem privaten noch öffentlichen Sektor genügend Zeit zu Vorbereitungen (z.B. 
Schulungen) ließ, dürfte der Hauptgrund für diese Probleme gewesen sein.211  
 
Obwohl viele bestätigen, dass seit CCT aus Kostengründen nur mehr "Dienst nach Vorschrift" 
erbracht wurde, haben wenige Studien untersucht, ob verschiedene Elemente der Leistungen 
durch den Wettbewerb ganz weggefallen waren.212 Gerade im Bereich der Grünanlagenpflege 
war z.B. eine feststellbare Verödung der Parks und Standardisierung der Bepflanzung 
offenkundig. Durch die kürzere Anwesenheit der Gärtner aufgrund von selteneren 
Arbeitseinsätzen und Kontrollgängen kam in vielen Grünanlagen zudem Vandalismus auf.213 
 
 
8. Kritik an Compulsory Competitive Tendering 
 
 
Hauptkritikpunkt an der verpflichtenden Leistungsausschreibung im Vereinigten Königreich 
war vor allem die Art und Weise, wie die Politik den Ausschreibungsprozess einführte. Weil 
die konservative britische Regierung unter Thatcher vor allem die lokale Ebene als 
strukturellen Kostentreiber im öffentlichen Sektor ansah, wurde ein radikaler, zentralstaatlich 
gesteuerter Top-Down-Prozess der Wettbewerbseinführung betrieben. Die Initiative wurde 
                                                     
207  Vgl. Domberger/Jensen, S. 74 
208  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 36 
209  Vgl. Walsh und Davis (1993) in: Szymanski, S. 13 
210  Vgl. Boyne, S. 705. Andere Quellen belegen jedoch, dass CCT zu klaren und umfassenderen 
Leistungsspezifikationen geführt hat. Bei einer Untersuchung im Auftrag des Ministeriums für Transport und 
Regionen gaben zwei Drittel der befragten Verwaltungen an, dass durch CCT die Wünsche der Nutzer genauer 
reflektiert wurden, was insgesamt zu einer Steigerung der Leistungsqualität führte. Vgl. DETR, CCT und Local 
Authority Blue-Collar Services, Online in Internet URL: http://www.local.detr.gov.uk/research/blue2.htm (Stand: 
28.03.01) 
211  So führte die Unerfahrenheit vieler Auftraggeber und -nehmer dazu, dass die Kontrakte zu schnell abgeschlossen 
wurden und dabei im besten Fall ein Beibehalt des bisherigen Qualitätsniveaus zu erreichen war (Vgl. Jones, S. 23). 
Außerdem hatten private Anbieter oft nicht die Möglichkeit, sich mit dem für sie unbekannten Gebiet der 
Erstellung öffentlicher Leistungen genügend auseinanderzusetzen und die dafür nötigen Kompetenzen zu erlangen. 
212  Vgl. Davis/Walker (1997), in Boyne, S. 706. Die Australian Industry Commission (1996) hat in über 12 
internationalen Studien bezüglich der verpflichtenden Leistungsausschreibung jedoch ganz im Gegenteil 
herausgefunden, dass gerade der Fokus auf bestimmte, festgelegte Aspekte die Leistungen qualitativ verbessern 
kann, wozu auch verbesserte Leistungsmanagementmethoden beitragen. Vgl. Domberger/Jensen, S. 75 
213  Vgl. z.B. Jones, S. 20 
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ohne vorherige Erfahrungen (z.B. Pilotprojekt) und sehr übereilt eingeführt. Ziel der 
Wettbewerbseinführung war die Reduzierung der Leistungstiefe des öffentlichen Sektors 
insgesamt, die Reduzierung des Einflusses der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und 
die dezidierte Förderung privatwirtschaftlicher Produktion öffentlicher Dienstleistungen. Die 
starke Regulierung des Wettbewerbsprozesses durch die konservative Regierung hatte 
zusätzlich den Zweck, die mehrheitlich sozialistisch dominierten und damit potenziell 
aufsässigen Lokalverwaltungen unter Kontrolle zu bringen.214 Der britische Ansatz war 
insofern auch stark ideologisch geprägt.215 
 
Die Verbindung der beiden Ziele (mehr Wettbewerb und stärkere Kontrolle vor allem über 
sozialistische Landkreise) wurde von vielen Beobachtern nicht gutgeheißen, da dies einerseits 
als Eingriff in die lokale Selbstverwaltung angesehen wurde. Andererseits kamen viele 
positive Effekte, die die Leistungsausschreibung hätte bringen können, aufgrund des 
vehementen Protestes lokaler Politiker und des aufgeheizten Klimas in den lokal-zentralen 
Beziehungen nicht entsprechend zur Wirkung. Die meisten Lokalverwaltungen waren in ihrer 
Grundhaltung nicht prinzipiell Gegner des Wettbewerbs, sie lehnten zu einem überwiegenden 
Großteil jedoch das verpflichtende Element ab und kritisierten die rigiden Regulierungen, die 
ihrer Ansicht nach nur für unnötige Schwierigkeiten sorgten. Viele Verwaltungen konnten 
sich nicht mehr leisten, zu den höheren Preisen vor der verpflichtenden 
Leistungsausschreibung zurückzukehren.216 
 
Talbot kritisiert in Zusammenhang mit der verpflichtenden Leistungsausschreibung die 
mangelnde Ernsthaftigkeit im britischen Reformprozess. Viele Maßnahmen der Ära Thatcher 
und danach seien nur kosmetische, oberflächliche Bemühungen gewesen. Die 
flächendeckende Evaluation der wichtigsten Programme dieser Zeit fehle beinahe komplett. 
Talbot bezweifelt, ob die konservativen Regierungen zu irgendeinem Zeitpunkt wussten, 
welche Reformen tatsächlich gegriffen hatten oder welche Wirkungen welchen Reformen 
zuzuschreiben waren.217 In der Umfrage des Ministeriums für Transport und Regionen gaben 
demnach viele Verwaltungen an, dass CCT nur einer von vielen Einflüssen für 
Kosteneinsparungen waren. Die Lokalverwaltungen waren zu dieser Zeit mit einer wahren 
Flut an Reformen und neuen Initiativen konfrontiert.218 
 
Im Konsultationspapier Modernising Local Government - Improving local services through 
best value gestaltet sich der Rückblick auf Compulsory Competitive Tendering 
folgendermaßen: 
 
...CCT (...) bewirkte, dass den Lokalverwaltungen die Standards und Kosten ihrer 
Leistungen bewusst wurden und weitete die Wahlmöglichkeiten der Konsumenten 
aus. (…) reaktionäre Verwaltungen mussten Lösungen für unangenehme, 
schwierige Management-Themen finden. Unter CCT wurde die Leistungsqualität 
jedoch oft vernachlässigt und die Einsparungen verteilten sich ungleichmäßig. In 
der praktischen Anwendung zeigte sich CCT als unflexibles Instrumentarium. Für 
die Mitarbeiter entstanden erhebliche Kosten (...). CCT führte zur 
Demoralisierung jener, von denen die Erstellung qualitativ hochwertiger 
Leistungen gefordert wurde. Die Verpflichtung hat antagonistische Wirkungen 
                                                     
214  Vgl. Walsh/Deakin/Smith et al., S. 162 
215  Vgl. Wegener, S. 85 
216  Vgl. DETR, CCT und Local Authority Blue-Collar Services, Online in Internet URL: 
http://www.local.detr.gov.uk/research/blue2.htm (Stand: 28.03.01) 
217  Vgl. Talbot, S. 3f 
218  Vgl. DETR, CCT und Local Authority Blue-Collar Services, Online in Internet URL: 
http://www.local.detr.gov.uk/research/blue2.htm (Stand: 28.03.01) 
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herbeigeführt, sodass weder die Lokalverwaltungen noch die Anbieter des 
privaten Sektors in der Lage waren, von den Vorteilen partnerschaftlicher 
Geschäftsbeziehungen zu profitieren. CCT hat sich als schlechtes Geschäft für 
Mitarbeiter, Arbeitgeber und die lokale Bevölkerung erwiesen.“219 
                                                     
219  DETR, Modernising Local Government - Improving local services through best value, 1999, Online in Internet 
URL: http://www.local-regions.detr.gov.uk/bestvalue/legislation/improvingbv.htm (Stand: 11.04.01) 
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